
Gemeinsam  gegen  die  NATO!
Bericht  der  internationalen
Delegation aus Den Haag
Yorick F./Flo Weitling, zuerst veröffentlicht in der Infomail 1285 der Gruppe
Arbeiter:innenmacht, 27. Juni 2025 – 5 Minuten Lesezeit

Vom 23.06. bis 25.06. fand der 38. NATO-Gipfel in Den Haag statt. Rutte,
Trump, Merz, Macron und Co. fanden sich in der Stadt des Internationalen
Gerichtshofs ein – nicht, um dort für ihre zahllosen Kriegsverbrechen zur
Rechenschaft  gezogen  zu  werden,  sondern  um  noch  viel  mehr  davon
vorzubereiten.

Mit dem Beschluss, alle NATO-Staaten dazu zu verpflichten, 5 % des BIP
jährlich in Rüstungsausgaben zu stecken (in der BRD immerhin etwa die
Hälfte des gesamten Bundeshaushalts),  beschloss die NATO ein seit  dem
Kalten Krieg beispielloses Aufrüstungsprogramm. Historisch war auch das
Aufgebot der niederländischen Polizei in Den Haag: Bereits ab dem 20.06.
waren über 30.000 Bullen im Einsatz, damit etwa die Hälfte der gesamten
niederländischen Polizei (!).

Protest gegen den NATO-Gipfel
Zu diesem Anlass versammelten sich am Wochenende des 21. und 22. Juni
Aktivist:innen gegen die Kriegsanstrengungen der NATO. Wir selbst waren
mit einer Delegation von Genoss:innen der Jugendorganisation Revolution
und der Gruppe Arbeiter:innenmacht am Wochenende in Den Haag, um am
Gegengipfel  der  „tegentopcoalitie“  (Gegengipfelkoalition)  und  der
Demonstration am Tag danach teilzunehmen. Dieser wurde vor allem von der
„Nieuwe  Vredesbeweging“  (Neuen  Friedensbewegung),  ROOD  –
Socialistische Jongeren (ROT – Sozialistische Jugend; bis zum Bruch 2021
Jugendorganisation  der  SP)  sowie  der  Revolutionair  Socialistische  Partij
(Revolutionär-Sozialistische Partei; RSP) organisiert. Dieser war einer von 3
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parallel  stattfindenden  Gegengipfeln.  Obwohl  er  maßgeblich  von
kleinbürgerlichen  Friedensaktivist:innen  dominiert  wurde,  haben  wir  auf
Einladung  von  ROOD  an  diesem  Gipfel  tei lgenommen.  Nicht
ausschlaggebend  war  für  uns  das  Programm  und  die  soziale
Zusammensetzung des Gegengipfels, sondern vielmehr die Möglichkeit, mit
jungen  Internationalist:innen  aus  verschiedenen  Ländern  in  Kontakt  zu
kommen und mit ihnen über Analysen, Strategien und Forderungen sowie
praktische  nächste  Schritte  gegen  die  NATO-Aufrüstung  zu  diskutieren.
Allein  dafür  hat  es  sich  definitiv  gelohnt!  Wir  konnten  produktive
Diskussionen mit Genoss:innen aus Ungarn, Serbien, Slowenien, Luxemburg,
Belgien und vor allem den Niederlanden führen und uns somit bereits am
Rande des Gegengipfels über mögliche Zusammenarbeit austauschen und die
Erfahrung unserer Arbeit gegenseitig teilen.

Im des Aufrufs zum Gegengipfel erkennt man, dass sich die NATO zu einem
Entscheidungstreffen zusammenfindet. Da wurde selbst der Fokus lieber auf
große  Namen  gelegt,  statt  ebenfalls  zu  entscheiden,  wie  man  sich  den
Kriegsplänen  widersetzen  kann.  Obwohl  Jeremy  Corbyn  nicht  kommen
konnte und wir so nur die Videobotschaft zu sehen bekamen, durften wir z. B.
Redner:innen  wie  dem  Vorsitzenden  der  belgischen  Partei  der  Arbeit
zuhören. Trotzdem bespielte der Gegengipfel durchaus interessante Themen,
ob über  die  Lage in  Palästina und den Nahen und Mittleren Osten,  die
Verbindung zu  anderen  sozialen  Bewegungen oder  konkrete  Panels  zum
Kampf  gegen  die  NATO international.  Nebenbei  wurden  wir  als  einzige
Delegation aus Deutschland mehrfach gefragt, ob es diese „Antideutschen“
eigentlich wirklich gäbe, da dies den meisten Personen berechtigterweise zu
absurd  schien,  um  wahr  zu  sein.  Denn  verdeutlicht  wurde  an  dem
Wochenende, als unsere Genoss:innen in Berlin gleichzeitig mit 50.000 für
Gaza demonstrierten, noch mal, dass außerhalb der BRD in der Linken der
Grundkonsens auf der Solidarität mit Palästina liegt.

Trotz interessanter Themen gab es in den Workshops einige klare politische
Schwächen, welche den Gegengipfel prägten: Zum einen gab es nur sehr
begrenzte  Diskussionsmöglichkeiten.  Die,  die  es  gab,  wurden  sehr  stark
durch die Moderation kontrolliert,  so dass eigentlich gar keine wirkliche



kontroverse  Diskussion  möglich  war.  Dabei  hätte  es  genügend  Punkte
gegeben, welche notwendig gewesen wären zu diskutieren. Ähnlich wie bei
vergleichbaren  Konferenzen  und  Kongressen  in  Deutschland  wurde  zwar
(begrenzt) diskutiert,  jedoch wurden keine gemeinsamen Beschlüsse über
Forderungen und gemeinsame Aktionen gefasst. Es bleibt genauso unklar
wie davor, was Charakter und Ziel einer Bewegung gegen die NATO sein
sollen und welche Schritte gegangen werden müssen, um diese international
aufzubauen. Perspektiven, wie wir aktiv über das Wochenende hinaus unsere
Anstrengungen  in  der  Aktion  vereinen  können,  wurden  vom  offiziellen
Programm nicht aufgeworfen, geschweige denn direkt geplant.

Auch  politisch-inhaltlich  gab  es  einige  haarsträubende  Äußerungen:
Dominiert war der Gegengipfel vor allem von Forderungen gegen die USA.
Diese sorge dafür, dass Europa bei der Verteidigung nicht „souverän“ sei.
Deshalb müsse v. a. die USA und die NATO als ihr verlängerter Arm aus
Europa gedrängt werden. Diese Perspektive ignoriert jedoch vollkommen die
Interessen des „eigenen“ Imperialismus, der sehr wohl auch ohne die USA
aufrüsten  würde,  als  Resultat  seiner  eigenen  Stellung  in  der
imperialistischen  Blockbildung.  Dabei  die  „Souveränität“  der  EU,
Frankreichs,  Belgiens  oder  Deutschlands  zu  fordern,  kommt  einer
Unterordnung unter den eigenen Hauptfeind gleich: Dieser steht nämlich
immer noch nicht im eigenen „Block“, sondern in erster Linie im eigenen
Land!

Abschluss
Am  darauffolgenden  Sonntag,  dem  22.06. ,  fand  ein  Treffen
internationalistischer und sozialistischer Kräfte statt. Dieses war einberufen
worden von RSP und ROOD. Insbesondere letzteren sind wir sehr dankbar
dafür, uns eingeladen zu haben, und für die solidarische Zusammenarbeit!
Dieses  Treffen  war  vor  allem  durch  reformistische,  zentristische  und
vereinzelt  stalinistische Kräfte  geprägt,  bot  aber  im Vergleich zum v.  a.
kleinbürgerlich  geprägten  Gegengipfel  eine  bessere  Grundlage  für
produktiven  Austausch.

Auch wenn es nur bei der Vorstellung der Organisationen und ihrer Arbeit in



verschiedenen Ländern geblieben ist, wurden so Kontakte ausgetauscht für
gemeinsame weitere Schritte. Diese müssen aber auch gegangen werden, um
eine schlagkräftige Bewegung gegen die NATO aufzubauen. Wie wir auch auf
dem Treffen argumentiert haben, treten wir deswegen für eine internationale
(Jugend-)Konferenz ein, auf welcher sich auf gemeinsame Forderungen und
Aktionen zur Durchsetzung unserer Ziele bindend geeinigt wird, um linke
Jugendliche, Arbeiter:innen und Unterdrückte und ihre Organisationen im
Kampf gegen diese Entwicklung in der Aktion zu vereinen.

Die  anschließende  Demonstration  brachte  etwa  fünf  bis  siebentausend
Menschen  auf  die  Straßen  Den  Haags.  Außerdem  fanden  während  des
Gipfels  auch  weitere  Gegenaktionen  und  Blockaden  statt,  bei  denen  die
Polizei mit brutaler Repression vorging und über 200 Personen festnahm.
Hier zeigten die Bullen des Trump-Fans Rutte ihr wahres Gesicht.

Trotz dieser massiven Repression blicken wir  auf  ein Wochenende voller
positiver und solidarischer Diskussionen zurück, das mit einem kraftvollen
gemeinsamen Ausdruck bei der Demonstration beendet wurde. Wir freuen
uns auf eine weitere Vertiefung der Zusammenarbeit mit den internationalen
Genoss:innen  und einen  starken  Kampf  gegen Militarisierung,  Krise  und
imperialistischen Krieg! Auf zum Sturz des Imperialismus!

Air  Defender  2023:  dunkle
Kriegswolken über Europa
von  Jürgen  Roth,  zuerst  erschienen  in  der  Infomail  1226  der  Gruppe
Arbeiter:innemacht, 14. Juni 2023

Vom 12. bis zum 23. Juni 2023 trainieren rund 10.000 Soldat:innen aus 25
Nationen mit  ca.  250 Luftfahrzeugen v.  a.  über Deutschland im größten
Luftkampfmanöver seit  Bestehen der NATO. 2.000 Flüge sind an den 10
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Manövertagen geplant. Die wollen nicht nur spielen!

Das Szenario
Dem  Manöver  liegt  ein  Szenario  zugrunde,  dem  zufolge  jahrelange
Konfrontation  zum  Krieg  geführt  hat.  Occasus,  eine  fiktive  östliche
Militärallianz, hat den unabhängigen Kleinstaat Otso überrannt und greift
nun  NATO-Gebiet  an.  Eine  von  Coronapandemie,  Verknappung  von
Energielieferungen  geschwächte,  von  bisher  unbekannt  hoher  Inflation
gebeutelte  Bundesrepublik  erscheint  dem  Aggressor  als  leichte  Beute.
Reguläre  Truppen  und  die  Spezialeinheit  Organisation  Brückner  fallen
daraufhin ins Land ein und besetzen im Blitzkrieg die Region Klebus. Ein
Viertel der Republik ist besetzt. Aus der Luft wird Rostock angegriffen. Die
Einnahme seines Hafens soll mehr Nachschub ins Kampfgebiet bringen. Die
NATO ruft gemäß Beistandsartikel 5 den Verteidigungsfall aus. An diesem
Punkt startet das Riesenmanöver.

Einschätzung und Ausmaß des Manövers
Die beteiligten Militärs werten die Luftkampfübung bereits jetzt als Erfolg,
gelang doch in recht kurzer Zeit die Mobilmachung von 25 Ländern, v. a.
NATO-Mitgliedern, und 250 Flugzeugen, v. a. Kampfjets. Rund 100 davon
stellen  die  USA.  Die  Bundesluftwaffe  beteiligt  sich  mit  64  Maschinen:
Eurofighter, Tornados, A400M-Transporter, A330-Tanker und Hubschrauber.
Learjets  der  Gesellschaft  für  Zieldarstellung  und  A-4  einer  kanadischen
Firma mimen das Aggressorluftpotential.

Ähnliche gewaltige Manöver wurden bereits  zu Zeiten des Kalten Kriegs
abgehalten, doch damals hatten die USA, Großbritannien und Kanada ihre
Flugmaschinen  direkt  in  Deutschland  stationiert.  Nun  erfolgte  deren
Verlegung  schnell  über  Tausende  Kilometer.

Die  Übung  erfolgt  dennoch  nicht  im  Namen  des  west l ichen
Militärbündnisses. Es war von der BRD geplant und wird von ihr geleitet.
G e n e r a l l e u t n a n t  I n g o  G e r h a r t z ,  s e i n e s  Z e i c h e n s
Bundesluftwaffenoberbefehlshaber,  betont,  sekundiert  von  US-



Generalleutnant Michael Rose, Direktor der Air National Guard, die Übung
sei keine direkte Reaktion auf die russische Invasion in der Ukraine. Nur
wenige Einsätze würden über Estland, Polen und Rumänien geflogen. Es
gehe darum, sich selbst die eigene Verteidigungsfähigkeit zu beweisen. Eine
Provokation Russlands durch Flüge in Richtung Kaliningrad solle vermieden
werden. US-Botschafterin Amy Gutmann verhielt sich weniger vorsichtig und
bekräftigte,  dass die Übung auch ein Signal  der Stärke aussenden solle.
Wohin wohl?

Das Szenario nimmt bis aufs i-Tüpfelchen den sehr realen russischen Überfall
als Anlass zum Gegenschlag wahr. In ihrem Bemühen, das Feinbild Russland
abzutun,  vergessen  die  NATO-Militärs  auch,  dass  bis  zum  5.  Juni  ein
ähnliches Manöver namens Arctic Challenge an der russischen Nordgrenze
lief  und  sich  derzeit  rund  50  NATO-Schiffe  und  über  45  Flugzeuge  im
Rahmen der Übung Baltops in der Ostsee konzentrieren. Und schließlich
muss man aus Zeiten des Kalten Kriegs wissen, wie schnell eine Übung als
Bedrohung wahrgenommen wurde. Nun wütet ein heißer Krieg. Die Militärs
betreiben also Desinformationspolitik.

Geschehen in den Flugzonen
Für Air Defender 2023 sind über Deutschland 3 Flugzonen eingerichtet, die
zu gewissen Zeiten für jeglichen anderen Luftverkehr gesperrt  sind.  Das
Militär  beansprucht  dann hier  den Luftraum zwischen 2.500 und 15.000
Metern Höhe.  Tiefflüge sollen  über  dem nördlichen Brandenburg,  Teilen
Mecklenburg-Vorpommerns,  der  Ostsee  sowie  den  Truppenübungsplätzen
Baumholder (Rheinland-Pfalz, südlicher Hunsrück) und Grafenwöhr (Bayern,
Oberpfalz) erfolgen.

In den kommenden 2 Wochen wird also v. a. der zivile Luftverkehr leiden. Die
Gewerkschaft  der Flugsicherung (GdF) redet von täglich 50.000 Minuten
Verspätung  und  der  Flughafenverband  Arbeitsgemeinschaft  Deutscher
Verkehrsflughäfen  (ADV)  rechnet  mit  ausfallenden  Flügen,  z.  B.  über
Schleswig-Holstein.  Dort  wird zwischen 16 und 20 Uhr geübt.  Hamburg-
Fuhlsbüttel plant beispielsweise für den 13. Juni 30 Starts. Um Chaos zu
vermeiden, hat man das Nachtflugverbot aufgehoben.



Ökologische Kosten
Zu den direkten Kosten gibt es keine und zu den Umweltauswirkungen nur
vage  Angaben.  Laut  Bundeswehr  wird  das  Manöver  32.000  Tonnen
CO2  erzeugen  –  so  viel  wie  3.500  Deutsche  im Jahr  2020  produzierten.
Täglich werden allein am Fliegerhorst  Wunstorf  (ca.  20 km westlich von
Hannover) 400.000 – 500.000 Liter Kerosin bereitgestellt. Damit kann ein
Airbus A 320 mit 77 Tonnen Gewicht und 170 Passagier:innen an Bord rund
190 Stunden lang um den Globus düsen. Laut wird es außerdem, obwohl
nicht scharf geschossen wird. Bis zu 60 Maschinen werden im Nordosten
gleichzeitig in der Luft sein.

Protest
Die NATO spielt also mit dem Feuer, präsentiert ihre Stärke und Hoheit, auf
dass „dem Iwan“ angst und bange werden möge. Dagegen ist Protest allemal
gerechtfertigt. So versammelten sich am Sonntag, den 11. Juni 2023, ca. 150
Friedensbewegte  am  Sielmann-Hügel  in  der  Kyritz-Ruppiner  Heide  zur
Friedenswanderung  auf  dem  Wanderparkplatz  Pfalzheim  (Ostprignitz-
Ruppin)  und  bildeten  ein  Friedenszeichen  mit  Stoffbahnen  über  ihren
Köpfen.

An  diesem  historischen  Ort  sammelten  sich  ehemals  bis  zu  10.000  bei
Ostermärschen gegen die Naturzerstörung durch einen Truppenübungsplatz
der  Bundeswehr,  auf  dem  die  Luftwaffe  Tiefflüge  und  Bombenabwürfe
trainieren wollte. Das Bombodrom konnte 2009 verhindert werden. Jetzt, wo
sich die Lage immer drohender auf einen III. Weltkrieg zubewegt, verbleiben
ganze 150 Aufrechte. Welche Schande! Doch nicht für sie, sondern für die
Linke und Arbeiter:innenbewegung, die dieses Szenario nicht hinterm Ofen
hervorlockt. So bleibt ihr Widerstand gegen die große NATO-Kriegsübung
bisher aus.

Neue atomare Rüstungsspirale
Dabei gibt das neue atomare Wettrüsten zusätzlichen Anlass zum Protest.
Der  Jahresber icht  2023  des  Stockholmer  Internat ionalen



Friedensforschungsinstituts  (Stockholm  International  Peace  Research
Institute; SIPRI) liefert nämlich nur auf den ersten Blick frohe Kunde: Die
Anzahl  der  Atomsprengköpfe  ist  im  vergangenen  Jahr  weltweit  um  198
gesunken. Russland und die USA verfügen demnach über 90 % der 12.000
Waffen.  Doch  dieser  Rückgang  geht  einher  mit  ihrer  zielstrebigen
Modernisierung.  Die  Sprengköpfe  werden mobiler,  dauerhaft  einsatzfähig
und sind schwerer abzuwehren.

Zudem legt sich seit Beginn des bewaffneten Ukrainekonflikts immer mehr
der Schleier des Geheimnisses über diese Rüstungskategorie. Die Zahl der
gefechtsbereiten Atomsprengköpfe hat im letzten Jahr um 86 auf vermutlich
9.576 zugenommen. Insbesondere China forciert die Aufrüstung, steigerte
sein Arsenal von 350 auf 410. Vor 5 Jahren besaß es nur 280. Bis zum Ende
des  Jahrzehntes  könnte  es  über  mindestens  ebenso  v ie le
Interkontinentalraketen verfügen wie die USA oder Russland. Die kleineren
Atommächte  ziehen  nach:  Pakistan  (170),  Indien  (164),  Nordkorea  (30),
Frankreich (290), Großbritannien (225), Israel (90).

2026  endet  „New Start“,  der  letzte  Atomwaffenkontrollvertrag  zwischen
Russland  und  den  USA.  Er  begrenzt  die  Zahl  der  einsatzbereiten
strategischen  Atomsprengköpfe  seit  2010  auf  je  1.550  und  der
Trägersysteme zu Land, Wasser und in der Luft auf je 800. Kein Wunder,
dass  SIPRI-Direktor  Dan  Smith  fürchtet:  „Wir  driften  in  eine  der
gefährlichsten  Periode  der  Menschheitsgeschichte.“

Anfang Juni riefen die USA China und Russland zu Gesprächen über nukleare
Rüstungskontrolle auf – ohne Vorbedingungen. Freilich bedeute das nicht,
andere  Atommächte  nicht  für  ihr  „rücksichtsloses  Verhalten“  zur
Rechenschaft zu ziehen, wie Jake Sullivan, nationaler Sicherheitsberater des
Präsidenten,  betonte.  Dieser  Vorschlag  ist  also  alles  andere  als
uneigennützig: Geht Chinas Aufrüstung ungebremst weiter, stehen die USA
bald vor dem Dilemma, erstmals in ihrer Geschichte zwei annähernd gleich
große Atommächte in Schach zu halten. Er hob die Bedeutung von NATO-
Verbündeten wie der BRD hervor, die zwar keine Nuklearwaffen besitzen,
aber Einsatzmittel fürs US-Arsenal zur Verfügung stellten.



Zu ähnlich düsteren Prognosen kommt auch das Friedensgutachten 2023 von
4  deutschen  Instituten.  Deutschland  und  die  EU  müssten  die  Ukraine
dauerhaft  militärisch,  ökonomisch  und  politisch  unterstützen.
Friedensgespräche  seien  derzeit  keine  realistische  Option,  müssten  aber
vorbereitet werden. Zu einer solchen Verhandlungsrunde sollten auch China
und Brasilien gehören. Somit gerieren sich diese Institute ganz als brave
Stimme  ihres  Herrn.  Pazifismus  ja,  aber  zuerst  muss  die  richtige  Seite
unterstützt werden. Dafür zahlen wir schließlich Steuern – insbesondere für
die weitere Aufrüstung.

EU-Militärpolitik:  unter  Ausschluss  der
Öffentlichkeit
Die Ankündigung des militärischen Sondervermögens über 100 Mrd. Euro
durch  „Zeitenwende“kanzler  Scholz  löst  eine  massive  Verschiebung  der
Außen-  und  Sicherheitspolitik  der  EU  aus:  Der  Trend  zu  wachsenden
Verteidigungsausgaben ist europaweit zu verfolgen. Im Jahr 2019 lag das
diesbezügliche Budget aller EU-Mitglieder bei 186 Mrd. Künftig wird allein
Deutschland jährlich seines um 25 Mrd. aufstocken. Standen Ende 2021 die
Zeichen  im  Koalitionsvertrag  noch  auf  Rüstungskontrolle  und
Wiederbelebung  der  internationalen  Abrüstung,  setzte  ab  2022  eine
kontrollierte Rüstung ein. Die Ukraine erhielt Militärgerät, wobei östliche
EU-Länder  ihre  noch  aus  Zeiten  des  Warschauer  Paktes  stammenden
Waffensysteme abgaben und durch  Nachkauf  westlicher  Ausrüstung sich
dem NATO-Standard anpassten, ihn somit vereinheitlichten.

Die  Antwort  auf  den  Ukrainekrieg  wird  also  vornehmlich  in  Aufrüstung
gesucht ,  n i ch t  in  d ip lomat i schen  EU-Vermi t t lungs -  und
Verhandlungsmissionen. Dabei steht die europäische Verteidigungspolitik im
Schatten  der  Öffentlichkeit.  PESCO/SSZ,  die  ständige  strukturierte
Zusammenarbeit der Mitgliedsstaaten – wir berichteten in NI 226, Februar
2018:  https://arbeiterinnenmacht.de/2018/02/03/muenchner-sicherheitskonfe
renz-2018-auf-dem-weg-zur-eu-armee/ – begann Ende 2017 und weist heute
große Schnittmengen mit  der  NATO selbst  auf.  Beleg für  den laufenden
Ausbau dieser Politik liefern die Missionen auf dem Balkan, im Mittelmeer
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und Afrika (Mali, Niger).

In welche Richtungen EU-Gelder und -Budgets fließen, veranschaulicht das
Projekt  „Open  Security  Data  EU“  (https://opensecuritydata.eu/).  Man
bedenke:  Diese Gelder tragen zu einem Militärhaushalt  ohne eigene EU-
Armee  bei!  Der  Europäische  Verteidigungsfonds  umfasst  allein  zwischen
2021 und 2027 8 Mrd. Euro für militärische Forschung und Entwicklung. Im
Rahmen  der  Europäischen  Friedensfazilität  stehen  weiter  5  Mrd.  für
gemeinsame Missionen und Hilfe an Drittstaaten zur Verfügung. Weitere 500
Mio.  l iefert  das  Instrument  zur  Stärkung  der  europäischen
Verteidigungsindustrie  durch  gemeinsame  Beschaffung  (Edirpa)  für  den
Zeitraum Juli 2022 – 2024.

Dass es bei  einer EU ohne Armee bleiben wird,  erscheint  zudem immer
unsicherer. Im März 2022 wurde der Strategische Kompass vorgestellt. Eine
neue Schnelleingreiftruppe aus 5.000 Soldat:innen soll  für Rettungs-  und
Evakuierungsaufträge,  aber  auch  den  Ersteinsatz  im  Rahmen  der
Krisenintervention  bis  2025  aufgestellt  werden.

Diese  Zahlen  und  Hinweise  verdanken  wir  einer  Expert:innenrunde  des
Brüsseler Büros der Rosa-Luxemburg-Stiftung unter dem Oberthema: „Der
Militarisierung entgegenwirken: Bestandsaufnahme und gemeinsame Wege
im Kampf gegen die Militarisierung der Europäischen Union“ von Anfang
S e p t e m b e r  2 0 2 2
(https://www.rosalux.eu/de/article/2154.der-militarisierung-der-eu-etwas-entg
egensetzen.html).

Doch so dankbar wir auch für die wertvolle Recherche der Stiftung sind, ihr
„Antimilitarismus“ bleibt ein zahnloser:

„In der Summe der Projekte, Budgets und strategischen Planungen sowie
deren absehbaren Ausweitungen drohen die Idee des friedlichen Charakters
der  Europäischen  Union  sowie  die  Vorstellung  von  einer  Mittlerrolle  im
Rahmen von Friedensverhandlungen, die bislang im Ukrainekrieg auch nicht
eingenommen worden ist, weiter Schaden zu nehmen. […] Wenn künftig das
Mittel zur konstruktiven Enthaltung auch bei Militärmissionen zum Einsatz
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kommen sollte,  dürfte  die  Zahl  der  Missionen aus  nationalen  Interessen
einzelner oder mehrerer europäischer Staaten heraus zunehmen. Damit läuft
die  EU  Gefahr,  dass  sich  abgekoppelte  Kriege  auf  Betreiben  einzelner
Staaten hin entwickeln. Analog kann der US-Feldzug in Afghanistan gesehen
werden, dessen Angriffe im Rahmen der Operation Enduring Freedom mit
Verteidigung  nicht  begründbar  waren.  Das  zur  Verteidigung  angerückte
Bündnis  aus  NATO-  und  Nicht-NATO-Mitgliedern  leistete  dafür  eine
wesentliche  Unterstützung.

Linke europäische Politik muss sich angesichts dieser und vieler weiterer
Aspekte, beispielsweise der Einsätze von Frontex im Mittelmeer und der auf
Abwehr angelegten Maßnahmen an den europäischen Außengrenzen, über
die  Rolle  innerhalb  der  Europäischen  Union  klar  werden,  um  den
friedensfördernden Charakter des Bündnisses nicht an die Rüstungsindustrie
und Wirtschaftslobbyisten zu verlieren.

Das verlangt linker europäischer Politik aber auch ab, bei der Ablehnung der
etablierten  konventionellen  Sicherheits-  und  Verteidigungspolitik  eigene
Lösungen aufzuzeigen. Dabei muss auch das Bedürfnis nach dem Schutz, den
Sicherheits-  und  Verteidigungsbündnisse  vorgeblich  bieten,  in  linke
Lösungsvorschläge einfließen. Die Fragen nach einer neuen europäischen
Sicherheitsordnung  und  einer  gemeinsamen  europäischen  Verteidigung
müssen  von  links  beantwortet  werden.“

Die  Märchenerzähler:innen der  RLS wollen  uns  weismachen,  die  EU sei
eigentlich  ein  friedlicher  Zusammenschluss,  wenn  egoistische
Nationalinteressen,  Wirtschafts-  und  Rüstungslobby  nicht  die  Oberhand
gewinnen.  Kautskys  Idee  vom  Ultraimperialismus  erlebt  hier  eine
Renaissance. Sie ist zwar ein Staatenbund, aber kein Superstaat, indem sich
die  konkurrierenden  Interessen  nationaler  Gesamtkapitale  schiedlich-
friedlich verflüchtigt haben. Sie bildet ein politisch-wirtschaftliches Kartell
unter  Ägide  des  deutschen  und  französischen  Imperialismus  als  dessen
Hauptprofiteuren. Sieht so die Transformationsstrategie aus, der EU ihren
grundlegend militaristischen und imperialistischen Charakter abzusprechen?
Im  Transformatorenhäuschen  der  RLS  fließt  nur  reformistischer
Schwachstrom, der den EU-Militarismus höchstens ein bisschen kitzelt. Das



Gesundbeten  dieses  Saulus  zum  Paulus  wird  niemals  gelingen.  Die
Linkspartei  und  ihre  Ableger  betreiben  „konstruktiven,  kritischen“
Sozialpatriotismus.

1 Jahr Ukrainekrieg: Wie geht’s
jetzt weiter?
Von Emilia Sommer, April 2023, REVOLUTION-Zeitung April/Mai 2023

Vor kurzem jährte sich der Ukrainekrieg zum ersten Mal. Resultat dessen
sind  mehrere  100.000  Tote  und  eine  massive  Fluchtbewegung  aus  der
Ukraine  in  andere  europäische  Staaten.  Damit  einhergehend  findet  eine
massive Annäherung der Ukraine an den Westen statt.  Waffenlieferungen
und Kredite lassen ihn als Gegenpol Russlands nicht nur für die Ukraine
extrem attraktiv wirken. Auch Finnland und Schweden, die bislang keine
Mitglieder des Militärbündnis NATO sind, welches mit den USA, Deutschland
und  28  weiteren  Mitgliedsstaaten  schon  seit  Jahren  der  größte  globale
Gegenspieler Russlands ist, haben am 18. Mai 2022 gemeinsam ihre Anträge
zum NATO-Beitritt offiziell eingereicht. Gleichzeitig treffen die Sanktionen
gegen Russland vor Ort besonders die Arbeiter_Innenklasse und nicht die
Machthabenden,  während  die  Folgen  im  globalen  Süden  Hungersnöte,
Lebensmittelknappheit und eine Hyperinflation sind. Besonders interessant
verhält sich hierbei China. Nachdem sie zu Beginn des Kriegs auf Seiten
Russlands standen, haben sie nun ihre Neutralität verkündet, rufen zu einer
friedlichen  Lösung  des  Konflikts  auf  und  versuchen  als  Vermittler  zu
fungieren, obwohl sie weiterhin Hauptgegenspieler der USA sind.

Was wollen die einzelnen Beteiligten?
Die aktuelle Entwicklung rund um den Ukrainekrieg ist ein Symptom der sich
immer  weiter  verschärfenden  imperialistischen  Krise.  Wir  befinden  uns
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inmitten der Neuaufteilung der Welt unter den imperialistischen Mächten,
welche sich durch die geschwächte Wirtschaft immer weiter zuspitzt. Diese
Zuspitzung zeigt  sich unter anderem im Konflikt  zwischen den USA und
China. Die amerikanische Vormachtstellung in der globalen Wirtschaft wird
durch China ins Wanken gebracht. Erst kürzlich waren die Medien voll mit
Meldungen von dem vermeintlichen Spionageballon Chinas, der von Alaska
bis zum Atlantik flog, bevor er vom USA-Militär abgeschossen wurde. China
wies diese Vorwürfe zwar als Teil eines Informationskriegs ausgehend von
den Vereinigten Staaten ab- dennoch ist der Konflikt damit nicht gelöst. So
begannen die USA, die NATO massiv zu stärken und so zum Beispiel rund
300.000  schnelle  Einsatzkräfte  aufstockte.  Auch  zeigt  sich  in  dieser
Auseinandersetzung  eine  weitere  Annäherung  der  EU,  und  damit  auch
Deutschlands,  an  die  USA,  die  sich  z.B.  in  europäisch-amerikanisch-
koordinierten  Exportkontrollen  gegenüber  China  ausdrückt.

Auch der Anspruch Chinas auf Taiwan, welches seit der Teilung Chinas 1949
faktisch als unabhängiger Staat gilt, aber formell noch nicht als unabhängig
gilt,  sorgt  für  Spannungen.  China  droht,  sollte  Taiwan  formell  ein
unabhängiger  Staat  werden  wollen,  militärisch  einzugreifen  um  dies  zu
verhindern. Die USA pflegen zwar keine formellen Beziehungen zu Taiwan
als unabhängigem Staat, jedoch unterstützen sie diesen durch Verkäufe von
Waffen, informellen diplomatischen Austausch und durch das Aufstocken US-
amerikanischer Kräfte in der Region.

Zu  diesen  ohnehin  gefährlichen  Spannungen  kommt  nun  der  Versuch
Russlands  durch  den  Angriff  auf  die  Ukraine  wieder  an  Bedeutung und
Einfluss zu gewinnen. Das Aufgeben von wessen Seite auch immer würde
automatisch Schwäche bedeuten und damit  die  jeweilige  imperialistische
Kraft im Kampf um die Neuaufteilung der Welt zurückwerfen, weshalb nicht
zu erwarten ist, dass einer der Beteiligten zurückrudert. Resultat dessen sind
nun  Auswirkungen  auf  die  ganze  Welt  und  vor  allem  natürlich  auf  die
ärmeren Teile, auf die Arbeiter_Innen und auf die Jugend. Wir stehen aktuell
einer realen Gefahr eines nuklearen Weltkriegs gegenüber. An jeder Ecke
wird das Militär massiv aufgerüstet, Deutschland exportiert Waffen in die
Ukraine und natürlich sind die 100 Milliarden für die Bundeswehr der Ampel-



Regierung noch nicht vergessen. Aber auch unser aller Leben ist  aktuell
schon von dem Wettringen der imperialistischen Mächte betroffen: Unsere
Lebenserhaltungskosten steigen in die Höhe, Gemüse und Obst sind kaum
noch bezahlbar und ob die Heizung angeschaltet wird, muss man sich genau
überlegen.  Von den Profiten,  die gerade Deutschland aus dem Aufrüsten
macht, spüren Arbeiter_Innen und Jugendliche absolut nichts, sie werden mit
den weiter steigenden Preisen weitestgehend allein gelassen.

Auf  welcher  Seite  sollten  wir  als
Revolutionär_Innen  also  stehen?
Keiner der imperialistischen Staaten steht wirklich für die Unabhängigkeit
der Ukraine ein.  Russland natürlich nicht.  Für diese war die Ukraine in
Vergangenheit  nur  Rohstofflieferant.  Es  galt  bei  der  immer  schwächer
werdenden russischen Wirtschaft wenigstens mit der militärischen Stärke
bestehende Partner zu erhalten und jetzt soll die Eroberung ein Sprungbrett
zurück  in  den  Kampf  um  die  Neuaufteilung  der  Welt  sein.  Aber  auch
Deutschland und die USA und damit die NATO, haben keinerlei ernsthaftes
Interesse an der Unabhängigkeit der Ukraine, geschweige denn wirklich an
Frieden.  Zwar  propagieren  sie  das  und  die  NATO  nennt  sich  selbst
Friedensbündnis, doch die Realität sieht anders aus. Ziel des amerikanischen
und europäischen Imperialismus ist es, die Ukraine möglichst abhängig von
westlichen Krediten zu machen, um weitere Geldflüsse an die Durchsetzung
von günstigen Investitionsbedingungen für westliche Konzerne zu knüpfen.
Diese Perspektive verkörpert  die pro-westlich-neoliberale Ausrichtung der
Selenskyj-Regierung. Unter dieser Regierung kämpft die Ukraine also nicht
gegen die russische Invasion für ihre Unabhängigkeit. Vielmehr kämpft sie
dank massiver  Militärhilfen  aus  Europa und den USA dafür,  verlängerte
Werkbank, Getreidelieferant und Absatzmarkt des Westens sein zu dürfen.
Der osteuropäische Raum ist schon länger ein potentiell interessanter Raum
für  Kapital-  und  Waffenexporte.  Durch  die  Sanktionen  soll  die  russische
Wirtschaft endgültig geschwächt werden und den USA waren die europäisch-
russischen  Beziehungen  (z.B.  Bau  der  Erdgaspipeline  Nord-Stream-2)
ohnehin ein Dorn im Auge. Ebenso darf nicht vergessen werden, wie massiv
vor  allem  der  deutsche  Staat  und  deutsche  Rüstungsunternehmen  an



kriegerischen Auseinandersetzungen profitieren. Der Ukraine-Krieg ist also
eindeutig eine Konfrontation zwischen zwei imperialistischen Blöcken. Und
genau da liegt das Problem: Es kann keinen friedlichen Imperialismus geben,
denn  Imperialist_Innen  geht  es  immer  um  das  Ausdehnen  des  eigenen
Einflusses, um wirtschaftliche und politische Macht. Um dies zu erlangen,
sind kriegerische Auseinandersetzungen im Kapitalismus unausweichlich.

Wir können uns also nicht darauf verlassen, dass die Staaten gemeinsam eine
friedliche und faire Lösung finden, denn das ist nicht in ihrem Interesse. Die,
die wirklich Interesse an einem sofortigen Frieden haben, sind vor allem die
Arbeiter_Innenklassen, sowohl in der Ukraine, als auch in Russland, denn sie
sind die, die am meisten unter der imperialistischen Konfrontation leiden.
Deswegen ist es wichtig, gemeinsam mit der russischen und der ukrainischen
Arbeiter_Innenklasse  eine  internationale  Antikriegsbewegung  aufzubauen,
welche  sich  auf  keine  Seite  stellt,  sondern  sich  gemeinsam  gegen  alle
imperialistischen Mächte auflehnt und die Waffen gegen diese wendet. Denn
es  gibt  in  diesem Konflikt  keine  gute  Seite  geben und selbst  wenn der
Ukrainekrieg  endet,  wird  es  keinen  endgültigen  Gewinner  geben.  Die
Konfrontationen  der  unterschiedlichen  Blöcke  werden  an  anderer  Stelle
weiter  gehen und es  gibt  immer die  gleichen eindeutigen Verlierer:  Die
Arbeiter_Innenklasse und die Jugend.

Deshalb fordern wir:

Sofortiger  Abzug  aller  russischen  Truppen  aus  der  Ukraine!
Anerkennung  der  ukrainischen  Unabhängigkeit  und  Staatlichkeit
durch  Moskau!
Solidarität mit der Arbeiter_Innenklasse in Russland und der Ukraine
und allen, die sich gegen Krieg stellen!
Keine  Unterstützung  für  westliche  Wirtschaftssanktionen  gegen
Russland!  Für  Arbeiter_Innenaktionen,  um  die  Lieferungen  von
Waffen und Munition an alle Kriegstreiber_Innen zu stoppen, solange
die Aggression andauert!
Abzug  aller  NATO-Berater_Innen  aus  der  Ukraine  und  der
Seestreitkräfte der Westmächte aus dem Schwarzen Meer!



Für  das  Recht  der  Regionen  Donezk,  Luhansk  und  Krim  auf
demokratische  Selbstbestimmung,  einschließlich  der  Optionen der
Autonomie  innerhalb  der  Ukraine,  der  Unabhängigkeit  oder  des
Beitritts zu Russland!
Auflösung von NATO und Organisation des Vertrags über kollektive
Sicherheit!
Für eine neue globale Bewegung gegen imperialistische Kriege und
Aufrüstung  und  für  die  Umleitung  der  enormen technischen  und
wissenschaftlichen Ressourcen, die dafür aufgewendet werden, um
die  brennenden  Probleme  der  Klimakatastrophe,  der  Armut,  des
Hungers und der Krankheiten zu lösen!
StaatsbürgerInnenrechte für alle! Damit niemand, egal ob europäisch
oder nicht, im Krieg leben muss.

Krieg  dem  Krieg:  Nein  zur
stetigen Militarisierung!
Diese Resolution wurde von der  internationalen Deligiertenkonferenz der
kommunistischen Jugendorganisation REVOLUTION beschlossen.  Find the
english version on our website.

Es herrscht Krieg: ob im Jemen, Myanmar, Kurdistan oder der Ukraine. Und
wo  immer  der  Krieg  tobt,  zerstört  er  unsere  Heimat,  treibt  Millionen
Menschen in die Flucht und bringt den Tod. Mittendrin zwischen Zerstörung
und  Waffenproduktion,  aufgeheizt  von  den  Interessen  der  profitierenden
Parteien sind wir Jugendlichen, die mit den Folgen zurechtkommen müssen.
Doch  allein  das  Hoffen  auf  Frieden  wird  uns  nicht  helfen,  denn  die
kriegerischen Auseinandersetzungen und Militärbudgets sind in den letzten
Jahren stetig gestiegen.  Insbesondere der russische Angriffskrieg auf  die
Ukraine stellt dabei eine neue Qualität der Auseinandersetzung dar. Dieser
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Krieg istdieZuspitzung des imperialistischen Konflikts zwischen Russland und
der NATO und birgt in sich die Gefahr, noch weiter zu eskalieren. Wir sagen
klar:  Nein  zur  imperialistischen  Invasion  Russlands,  für  einen  sofortigen
Abzug aller russischen Truppen! Doch genauso stellen wir uns gegen die
Einflussnahme der NATO-Mächte, die nur ihren eigenen Einfluss auf dem
Rücken der ukrainischen Bevölkerung ausbauen möchte. Denn es werden vor
allem junge Menschen in diesem Konflikt verheizt. Sie haben letzten Endes
nur zwei Optionen: an der Front zu kämpfen oder zu desertieren. Wir stellen
uns  dabe i  au f  d ie  Se i te  der  ukra in i schen  Jugend  und  der
Arbeiter:innenbewegung, gegen den russischen Angriffskrieg – mit dem Ziel,
einen  von  der  NATO  politisch  unabhängig  Widerstand  aufzubauen.  Die
Auswirkungen des Krieges machen dabei nicht an den Grenzen der Ukraine
oder Russlands halt, sondern sind weltweit zu spüren. Der Krieg treibt die
Inflation hoch, sodass Energie- und Lebensmittelpreise explodieren. Das soll
nicht unsere Zukunft sein! Doch wenn wir effektiv gegen den Krieg und seine
Folgen kämpfen wollen, müssen wir uns zuerst fragen: Warum gibt es Krieg
überhaupt?  Und  warum  g ibt  es  so  v ie l  mehr  kr ieger i sche
Auseinandersetzungen  in  den  letzten  Jahren?  

Die stärkste Kraft gewinnt

Die Welt, in der wir leben, ist komplett der kapitalistischen Produktion und
Profitlogik unterworfen. Es gibt keinen Fleck, keinen Rohstoff auf der Erde,
welcher nicht eine:r Kapitalist:in gehört. Das ist ein Merkmal des höchsten
Stadiums  des  Kapitalismus,  des  Imperialismus.  Doch  auch  wenn  alles
aufgeteilt ist, besteht weiterhin eine Konkurrenz zwischen unterschiedlichen
Kapitalist:innen  und  auch  unterschiedlichen  Nationalstaaten.  Um  nicht
abgehängt  zu  werden,  haben  sie  manchmal  gar  keine  andere  Wahl,  als
Kriege  um  Wirtschaftswege  (Westafrikanische  Küste),  Wirtschaftsräume
(Mali) oder geostrategische Einflusssphären (Ukraine, Syrien, Afghanistan)
zu  führen.  In  manchen  Krisen  sind  aber  Profite  zu  gering,  als  dass
Kapitalist:innen in ihre eigene Produktion investieren wollen, dann kann es
sich  für  sie  lohnen,  in  einem  Krieg  konkurrierende  Produktivkräfte  zu
zerstören. Kurz um, die Politik der letzten Jahre ist eine zugespitzte Form der
ökonomischen Konkurrenz und der Krieg ist  letztendlich die Fortführung



dieser Politik mit anderen Mitteln.

Der  Kapitalismus  hat  den  Zwang immer  mehr  Profit  anzuhäufen,  immer
neuere Absatzmärkte zu erschließen und immer günstigere Arbeitskräfte zu
erhalten. Die imperialistischen Blöcke haben den Drang, Konflikte zwischen
ihnen  immer  weiter  zuzuspitzen,  um  konkurrierendes  Kapital  und
Produktionsstätten  zu  vernichten.  Beides  wird  zwangsläufig  immer  zu
Kriegen führen. Wenn wir gegen diese Kräfte ankämpfen wollen, müssen wir
uns  ihre  Rolle  in  allen  Ebenen des  globalen  Systems anschauen.  Gegen
Kriege zu kämpfen ist immer auch ein Kämpfen gegen den Kapitalismus!

Krise

Krisen  wirken  bei  diesem  Prozess  wie  Brandbeschleuniger,  da  sie  die
Konkurrenz zwischen den einzelnen Kapitalfraktionen erhöhen. So ist es kein
Wunder,  dass  in  den letzten 10 Jahren die  Militärausgaben in  die  Höhe
geschnellt  sind  und  internationale  Konflikte  wieder  zunehmen.  Denn die
Weltwirtschaftskrise von 2007/8 prägt immer noch das aktuelle Geschehen.
Damals wurden für kapitalistische Staaten Rettungspläne gebastelt, die zu
einem Ende  dieser  Krise  führen  sollen.  So  erleben  wir  eine  langjährige
Niedrigzinspolitik  der  US-Notenbank  und  der  Europäischen  Zentralbank,
staatliche  Konjunkturprogramme  des  chinesischen  Staates  und  das
Anwachsen von neuen Spekulationsblasen. Statt dass in der Krise Kapital
vernichtet wurde, wurden ihre Kosten auf die Arbeiter:innenklasse abgewälzt
und  weitere  Kriseneinbrüche  mittels  der  Rettungspläne  künstlich
herausgezögert.  Die  Folgen  waren  eine  massive  Verarmung  und
Verschuldung,  ein  internationaler  Rechtsruck  und  zunehmende
Konkurrenz. Mit dem Zusammenbruch der internationalen Wirtschaft in der
Corona-Pandemie hat sich nun die Lage nochmals verschärft – und wurde der
Kampf um die Neuaufteilung der Welt zusätzlich befeuert. Dabei besteht der
Hauptkonflikt zwischen den USA und China, die sich darum streiten, wer die
dominierende Kraft  auf der Weltkarte sein wird.  Zeitgleich mischen aber
auch andere Kräfte mit, die versuchen, sich vor dem Abstieg im Rahmen der
Konkurrenz zu retten. 

Blockbildung und drohende Auseinandersetzungen



So hat  sich  im Zuge  des  Ukrainekrieges  die  totgeglaubte  NATO wieder
formieren – und sich um Finnland und Schweden sogar erweitern können.
Darüber hinaus haben sich imperialistische Staaten wie Deutschland und die
EU als Ganzes nach dem Angriffskrieg näher zu den USA bewegt. Auch wenn
schlussendlich  jeder  für  sich  allein  kämpft,  bilden  sich  beim  aktuellen
Kräftemessen unterschiedliche Blöcke heraus. Nicht jede Kraft kann zu 100
% zu  einem Block  dazugezählt  werden.  Das  Ringen  um Einflusssphären
erzeugt auch Kräfte wie Indien oder Pakistan, die zwar nicht eigenständig ihr
Interesse  international  durchsetzen  können,  aber  durch  wechselnde
Allianzen versuchen, das Beste für sich herauszuschlagen. Doch auch wenn
die Blockbildung noch nicht komplett abgeschlossen ist, sicher ist, dass die
Konfrontationen aufgrund des zugespitzten Verteilungskampfes zunehmen
werden.  Wo diese stattfinden werden,  ist  nicht  eindeutig zu sagen,  aber
schaut  man  sich  die  Blockbildung  und  die  Verschärfung  der
Weltwirtschaftskrise an,  können einige Regionen mehr als  andere immer
mehr zum Schauplatz der Austragung werden. Neben der Ukraine, ist auch
Taiwan ein  Land,  welches  von den Großmächten China und USA immer
wieder ins Visier  gelangt.  Taiwan bekommt dabei  von chinesischer Seite
seine  nationale  Unabhängigkeit  abgesprochen,  denn  Xi  Jinping,  welcher
aktuell  mit  immer wieder auftretenden Unruhen zu kämpfen hat,  schlägt
immer  stärker  vor  den  aufkommenden  Wahlen  die  Trommel  des
Chauvinismus.  Außerdem versucht Chinas schon seit  etlichen Jahren, mit
teilweise großen Erfolgen, auf dem Land und auf dem Wasser eine neue
Seidenstraße zu etablieren und macht dadurch viele Halbkolonien von sich
abhängig.  Der  schwindende  Machteinfluss  der  USA auf  Nordafrika,  dem
Nahen Osten und Teilen Asiens, führt es einerseits zu einem Machtvakuum
und lässt andererseits die Tür für andere imperialistische Mächte offen. Dass
dies aber nicht ohne militärische Mittel stattfinden wird, sollte uns allen klar
sein.

Mehr Kohle für den Tod

Das zeigt uns auch ein Blick auf die Rüstungsausgaben: 2020 erreichen die
weltweiten  Militärausgaben  einen  neuen  Rekord:  laut  dem  Stockholmer
Friedensforschungsinstitut Sipri liegen diese bei 1,981 Billionen Dollar, so



viel wie noch nie. Das sind 5,4 Milliarden Dollar pro Tag und 226 Millionen
pro Stunde. Würde man die Summe, die pro Stunde für Rüstungsausgaben
ausgegeben  wird,  im  Jahr  gegen  den  Hunger  ausgeben,  könnte  man
innerhalb von 15 Jahren den Hunger auf der Welt beseitigen[1]. 39% aller
Militärausgaben  weltweit  werden  von  der  USA  getätigt  (778  Milliarden
Dollar). An nächster Stelle folgt China, welches  innerhalb der letzten Dekade
(seit  2011)  dessen Rüstungsausgaben um 76% auf  252 Milliarden Dollar
erhöhte, was 13% der weltweiten Ausgaben deckt. Auch Deutschland erhöht
seine Militärausgaben, 52,8 Milliarden und einem Plus von 5,9% hat es damit
seine Ausgaben im Vergleich zum letzten Jahr sogar mehr erhöht als die USA
und liegt damit auf Platz 7 hinter China, Indien, Russland, Großbritannien
und  Saudi-Arabien.  Ein  weiteres  Beispiel  für  die  fortschreitende
Militarisierung der Welt ist Japan. Seine pazifistische Außenpolitik hat das
Land  in  den  letzten  Jahren  bereits  aufgeweicht  und  2022  den
Verteidigungshaushalt  nochmals  massiv  erhöht.  Die  Zahlen  sprechen  für
sich,  und machen deutlich:  die  imperialistischen Staaten  rüsten  auf  und
bereiten sich auf kommende Kriege vor.

Zukunft: Kanonenfutter?

All diese Entwicklungen zeigen, dass „das schöne Leben“ nicht automatisch
Teil  unserer  Zukunft  ist,  wenn  wir  nichts  dafür  tun.  Insbesondere  wir
Jugendlichen werden oftmals zuerst an Fronten geschickt, während vorher
eine  Welle  von  Nationalismus  nochmals  versucht,  dass  es  in  unserem
Interesse ist, fürs Vaterland zu sterben. Doch dass Nationalstaaten nicht in
unserem Interesse handeln, konnten wir während der Pandemie sehen. Die
Wirtschaft  schrumpft,  der  Gesundheitssektor  war  in  vielen  Ländern  am
Zusammenbrechen  –  doch  statt  darin  zu  investieren,  wuchsen  die
Rüstungsausgaben weiter und weiter. Und das ist nur eines von unzähligen
Beispielen, das klarmachen soll: die Kriege, die aktuell geführt werden, sind
Kriege des Kapitals. Sie finden im Interesse der Herrschenden statt, um die
eigenen Profite zu sichern. Doch Werbung und Verpflichtung fürs Sterben
sind  für  viele  von  uns  Alltag.  Denn  die  Jugend  ist  ein  essenzieller  und
wichtiger Teil der Armeen. Wir sind noch nicht komplett in der Produktion
eingebunden,  kann  somit  ohne  große  Einbrüche  für  die  Wirtschaft



einbezogen  werden  und  muss  oftmals  nicht  einmal  entlohnt  werden.
Dadurch, dass Jugendliche kein Mitspracherecht in politischen Themen und
gesellschaftlichen Entscheidungen besitzen, wird es bewusst erschwert, dass
sich dagegen Widerstand erhebt oder formuliert.

Bittere Realität: Jugend im Kreuzfeuer

Aktuell werden weltweit 250.000 Kinder und Jugendliche als Soldat:innen in
kriegerischen Auseinandersetzungen sowohl von regulären Armeen als auch
von  Rebellengruppen  eingesetzt.  Sie  bilden  immer  mehr  einen  festen
Bestandteil  in  der  militärischen  Infrastruktur,  ob  an  der  Waffe,  als
Spion:innen, Informationsübermittler:innen oder bei anderen aufkommenden
Tätigkeiten.  Darüber  hinaus  wird  oft  vergessen,  dass  sexuelle
Gewalt in militärischen Auseinandersetzungen immer stark ansteigt und auch
gezielt  als  Kriegswaffe  eingesetzt  wird.  So  sind  5  bis  20  Prozent  der
Kindersoldat:innen  Mädchen,  die  vor  allem  als  Zwangsprostituierte
eingesetzt  werden[2].  Massenvergewaltigungen  sind  dabei  die  höchste
Gewaltform und leider vor allem in Massakern, Kriegen gegen Minderheiten
etc. eine immer wiederkehrende Kriegsführung. Myanmar (2017), Äthiopien
(2021/22)  und  Demokratische  Republik  Kongo  (seit  2007)  sind  traurige
Beispiele unserer Zeit, in welchen mehrere Tausende Frauen vergewaltigt
wurden, um den Willen der Menschen zu brechen und aufs brutalste zu
entmenschlichen. 

So gab es weltweit 2022 67 Länder, in denen eine Wehrpflicht existiert[3]. Zu
erkennen ist, dass die meisten Länder der Welt irgendeine Form von Armee
besitzen, sie sich aber vor allem in der Art und Weise der Rekrutierung
unterscheiden.  Länder  ohne  Wehrpflicht  besitzen  oftmals  große
Anwerbekampagnen  und  verschiedene  Angebote,  die  sowohl  leistbare
Möglichkeiten auf Bildung bieten als auch die Option, ein Leben lang im
Militär zu arbeiten. Außerdem besitzen einige Länder eine Wehrpflicht de
Jure, was bedeutet, dass Männer und in einigen Ländern auch Frauen sich
zwischen einem bestimmten Alter bei der Armee melden müssen und bei
„Bedarf“ rekrutiert werden. Aktuell melden sich aber in den meisten Ländern
genügend Freiwillige, sodass dies in den wenigsten Fällen umgesetzt wird.



In  Europa  haben  aktuell  nur  Dänemark,  Schweden,  Finnland,  Estland,
Zypern,  Griechenland,  Schweiz  und  Österreich  eine  Wehrpflicht,  aber
angesichts  des  Ukrainekrieges  denken  einige  weitere  Staaten  über  eine
Reform ihrer  Militärdienste  nach.  Lettland  war  das  erste  Land,  welches
schon Anfang Juli einen Wehrdienst wegen des Krieges einführen möchte.
Ein  Gesetzesentwurf  dazu  soll  im  kommenden  Jahr  vom  Parlament
verabschiedet  werden.  Der Verteidigungsminister  Pabriks  macht  dabei  in
seiner Aussage um die Wiedereinführung deutlich: „Damit dürfe sich das
Risiko verringern, dass Russland Lettland nach Belieben angreift“[4]. Dass
andere Länder folgen werden ist sicher, in den meisten Ländern der EU (z.B.
Niederlande) wurden über die Aufstockungen der eigenen Armee diskutiert
und Studien zur Wiedereinführung des Militärdienstes in Auftrag gegeben.
Auch Deutschland ist in der Debatte nicht stumm geblieben. Aus den Reihen
aller Parteien wurden Stimmen nach einer Wiedereinführung der Wehrpflicht
laut,  was  in  diesem  Kontext  eine  Stimme  für  eine  fortschreitende
Militarisierung  ist.



Krieg dem Krieg: kein Cent, kein Mensch dem Militarismus!

Wir  wollen  kein  Kanonenfutter  sein  oder  zusehen,  wie  unsere
Lebensgrundlage immer weiter zerstört wird. Denn Kriege töten nicht nur
unmittelbar,  sondern  befeuern  auch  die  Klimakrise.  Was  also  tun?  Wir
verurteilen nicht per se, wenn Jugendliche zur Waffe greifen, um für ihre
Interessen, gegen Kapitalismus, Ausbeutung und Imperialismus zu kämpfen.
Oftmals  b le ibt  ihnen  nichts  anderes  übrig,  wenn  es  um  die
Selbstverteidigung erkämpfter Räume geht. Jugendliche kämpfen Seite an
Seite in Befreiungskämpfen von Kurdistan bis Palästina, aber eben für ihre
Interessen, gegen Besetzung und Vertreibung. Dies ist nicht gleichzusetzen
mit den Kriegen der imperialistischen Staaten für die Profite einer Elite. 

Wenn wir uns diesen effektiv entgegenstellen wollen, müssen wir aus der
Geschichte  lernen.  Hier  sind  die  Oktoberrevolution  sowie  die  Anti-
Kriegsbewegungen des Ersten Weltkrieges als relevante Beispiele zu nennen,
in  denen  Arbeiter:innen  massenhaft  und  organisiert  gegen  das
imperialistische System vorgingen. Denn nur wenn wir das Problem an der
Wurzel packen – den Kapitalismus mit seinem ewigen Konkurrenzzwang –
können  erfolgreich  sein.  In  der  Oktoberrevolution  wurde  ein
Arbeiter:innenstaat errichtet, welcher in Kombination mit der gescheiterten
Novemberrevolution zum Ende des Ersten Weltkrieges führte. Anhand dieser
historischen Ereignisse muss man die angewandten Strategien analysieren
und von ihnen methodische Wege für  die  Überwindung imperialistischer
Kriege und des Imperialismus als Ganzes ableiten. Ein weiteres wichtiges
Beispiel  sind  die  Aufstände  im  Arabischen  Frühling,  welche  von  großer
Bedeutung  für  Anti-Imperialismus-Bewegungen  in  halbkolonialen  Ländern



sind.

Doch die bloße Analyse und Übertragung der Strategien und Taktiken der
vergangenen Arbeiter:innen- und Jugendbewegung ist nicht ausreichend. Wir
müssen  die  Lehren,  die  wir  aus  diesen  ziehen  können,  auf  die  heutige,
veränderte Situation der Weltpolitik und die veränderten Gegebenheiten in
der Lage der Arbeiter:innenklasse anwenden. Es bleibt die Notwendigkeit
des  Aufbaus  einer  Arbeiter:innen-  und  Jugendbewegung  gegen
imperialistische Konflikte!  Aber wie und wo kann uns das gelingen? Um
erfolgreich  zu  sein,  muss  ein  solcher  Kampf  zwangsläufig  auf  einer
internationalen  Ebene  stattfinden.  Klar,  müssen  jene  von  uns  in
imperialistischen  Ländern,  sich  gegen  die  Kriegsinteressen  der  eigenen
Nation stellen.  Doch da auch der Imperialismus ein globales System ist,
können  wir  nur  erfolgreich  sein,  wenn  wir  uns  ebenfalls  international
organisieren.  Das  heißt:  Eine  erfolgreiche  Antikriegsbewegung  muss
international sein und den Kampf gegen die Auswirkungen des Krieges mit
dem Kampf gegen das kapitalistische System verbinden. Dabei ist es wichtig,
dass  wir  uns  nicht  vom Nationalismus  spalten  lassen  und  trotzdem das
Selbstbestimmungsrecht  unterdrückter  Völker  und  Halbkolonien
verteidigen.  

Für  die  Zerschlagung  aller  imperialistischen  Militär-  und
Wirtschaftsbündnisse!  Für  die  Niederlage  des  Imperialismus  –
sofortiger  Abzug  aller  imperialistischen  Truppen  und  ihrer
Handlanger!
Gegen jegliche imperialistischen Militarisierung: Weder Wehrpflicht
noch  Beru f sheer  –  f ü r  d i e  Se lbs t ve r t e id igung  de r
Arbeiter: innenklasse!  Für  demokratisch  legit imierte
Arbeiter:innenmilizen  unter  Kontrolle  von  Räten!
Kein Cent und kein Mensch dem Militarismus: Gegen Werbung für
das Militär! Gegen jegliche „Aufrüstungspakete“ und Militäretats!
Zerschlagt die Rüstungsindustrie! Verstaatlichung ihrer Kriegsprofite
und Überführung der Kriegsindustrie in eine zivile Industrie.
Für  den  Aufbau  e iner  in ternat iona len  Jugend -  und
Arbeiter:innenbewegung gegen Krieg und Kapital!



Für das Selbstbestimmungsrecht unterdrückter Nationen.
Für das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine, weder unter Kontrolle
von Russland noch unter Kontrolle der NATO.
Enteignet  die  Kriegsprofiteure!  Alle  Waffenkonzerne  unter
Arbeiter:innenkontrolle.
Für das Selbstverteidigungsrecht der Arbeiter:innen! Entwaffnet den
bürgerlichen Staat!
K e i n  S t e r b e n  f ü r  i m p e r i a l i s t i s c h e  K r i e g e :  G e g e n
Generalmobilisierungen der Imperialisten.
Für den Aufbau einer internationalen Arbeiter:innenbewegung gegen
Krieg und Kapital!
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Youth and Militarization
A  resolution  passed  by  the  international  delegates  conference  of  the
communist  youth  organization  REVOLUTION

Declaring war on war: No to the increasing militarization!

There is war: whether in Yemen, Myanmar, Kurdistan, or Ukraine. Wherever
war rages, it destroys our livelihoods, drives millions of people from their
homes,  and  brings  death.  And  in  between  destruction  and  weapons
production, heated up by the interests of the profiting parties, we young
people are the ones who have to cope with the consequences of this chaos.
But simply hoping for peace will not help us, because warlike conflicts and
military budgets have steadily increased in recent years. In particular, the
Russian  war  of  aggression  on  Ukraine  represents  a  new quality  of  the
conflict. This war is an escalation of the imperialist conflict between Russia
and NATO and bears the danger of escalating even further. We say clearly:
No  to  the  imperialist  invasion  of  Ukraine  by  Russia,  for  an  immediate
withdrawal of all Russian troops! But equally, we oppose the influence of the
NATO powers, which only want to expand their own influence at the expense
of the Ukrainian population. because this conflict is inciting young people in
particular.In the end, they only have two options: to fight at the front or to
desert. We take the side of the Ukrainian youth and the workers‘ movement
against  the  Russian  war  of  aggression,  with  the  aim  of  building  up  a
resistance that is politically independent of NATO. The effects of the war do
not stop at the borders of Ukraine or Russia, but are felt worldwide. The war
is driving up inflation, causing energy and food prices to skyrocket. This
should not be our future! But if we want to fight effectively against war and
its consequences, we must first ask ourselves: Why does war exist at all? And
why has there been an increase in warlike conflicts in recent years? 

The strongest wins

The world we live in is completely subjected to capitalist production and the
logic of profit. There is no land, no raw material on earth, that does not
belong  to  a  capitalist.  This  is  a  characteristic  of  the  highest  stage  of
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capitalism, imperialism. Even if everything is divided, competition still exists
between  different  capitalists  as  well  as  different  nation  states.  They
sometimes have no choice but to wage wars over economic routes (the West
African coast), economic spaces (Mali), or geostrategic spheres of influence
(Ukraine,  Syria,  Afghanistan)  in  order  not  to  fall  behind.In  some crises,
however, profits are too low for capitalists to want to invest in their own
production,  in  which  case  it  may  be  worthwhile  for  them  to  destroy
competing productive forces in a war. In short, the policy of recent years is a
sharpened  form  of  economic  competition,  and  war  is  ultimately  the
continuation  of  this  policy  by  other  means.

Capitalism has the compulsion to always accumulate ever more profit,  to
open ever newer markets, and to obtain ever cheaper labor. The imperialist
blocs have the urge to escalate conflicts between them ever further in order
to destroy competing capital and productive forces. Both will inevitably lead
to war. If we are to fight against these forces, we must look at their role at all
levels of the global system. Fighting wars is thus always synonymous with
fighting capitalism!

Crisis

Crises  act  as  accelerators  in  this  process,  as  they  increase  competition
between the individual factions of capital. So it is no wonder that military
spending has skyrocketed in the last 10 years and international conflicts are
on the rise again.  After  all,  the global  economic crisis  of  2007/8 is  still
shaping current events. At that time, bailout plans were created for capitalist
states to end the crisis. Thus, we have been witnessing a long-standing low
interest rate policy of the U.S. Federal Reserve and the European Central
Bank, government stimulus programs of the Chinese state, and the growth of
new speculative bubbles. Instead of capital being destroyed in the crisis, its
costs were passed on to the working class, and further crises were artificially
delayed  by  means  of  the  rescue  plans.  The  consequences  were  massive
impoverishment and indebtedness, an international shift to the right, and
increasing  competition.  With  the  collapse  of  the  international  economy
during the Corona pandemic, the situation has now worsened again – and the
struggle for the redivision of the world has been further fueled. The main



conflict here is between the U.S. and China, who are fighting over who will
be the dominant force on the world map. At the same time, however, other
forces are also getting into the mix, trying to save themselves from going
under in the context of the competition. 

Bloc formation and the threat of conflict

Thus, in the wake of the Ukraine war, NATO, which was thought dead, has
re-formed – and even expanded to include Finland and Sweden. In addition,
imperialist states such as Germany and the EU as a whole have moved closer
to the United States in the wake of the war of aggression. Even if ultimately
each  side  fights  for  itself,  different  blocs  are  forming  in  the  current
showdown.  Not  every  power  can  be  fully  counted  towards  a  bloc.  The
struggle for spheres of influence also generates forces such as India and
Pakistan, which cannot assert their interests internationally on their own, but
try to make the best of it through shifting alliances. However, even if the bloc
formation is not yet complete, it is certain that confrontations will increase
due to the sharpened struggle for control. Where the confrontations will take
place is not clear, but looking at the bloc formations and the world economic
crisis, some regions more than others may become more and more the scene
of confrontation. In addition to Ukraine, Taiwan is another country that is
repeatedly targeted by the superpowers China and the United States. Taiwan
is denied its national independence by the Chinese, because Xi Jinping, who
is  currently  struggling  with  recurring  unrest,  is  beating  the  drum  of
chauvinism more and more before the upcoming elections. In addition, China
has been trying to establish a new Silk Road on land and water for several
years,  sometimes  with  great  success,  and  is  making  many  semi-colonial
countries dependent on it. The dwindling power and influence of the USA in
North Africa, the Middle East, and parts of Asia, leads to a power vacuum on
the one hand, and on the other, leaves the door open for other imperialist
powers. However, it should be clear to all of us that this struggle will not
take place without military means.

More money for death

A look at arms spending also shows us this: in 2020, global military spending



will  reach a new record: according to the Stockholm International peace
research institute Sipri,  it  will  be $1.981 trillion, more than ever before.
That’s $5.4 billion per day and $226 million per hour. If the amount spent per
hour on military spending were spent on hunger in a year, world hunger
could be eliminated in 15 years.[1] The United States spends 39% of all
military  spending worldwide ($778 billion).  Next  in  line  is  China,  which
within the last decade (since 2011) increased its defense spending by 76% to
$252 billion, covering 13% of global spending. Germany is also increasing its
military spending, to $52.8 billion, an increase of 5.9%, It has thus increased
its spending even more than the U.S. compared to last year, ranking 7th
behind China,  India,  Russia,  the UK, and Saudi Arabia.  Japan is  another
example of the ongoing militarization of the world. The country has already
softened its pacifist foreign policy in recent years, and in 2022 it will again
massively increase its military budget. The figures speak for themselves, and
make it clear: the imperialist states are arming themselves and preparing for
coming wars.

Future: Cannon Fodder?

All these developments show that „the good life“ is not automatically part of
our future if we don’t do anything for it. We young people, in particular, are
frequently sent to the frontlines first, while a wave of nationalism tries to
persuade us that it is in our best interests to die for the fatherland. However,
we saw during the pandemic that nations do not act in our best interests. The
economy was shrinking; the health sector was collapsing in many countries –
but instead of investing in it, arms spending kept growing and growing. And
this is just one of countless examples that should make this clear: the wars
that are currently being waged are wars of capital. They occur in order for
the ruling class to secure their own profits. But advertising and the obligation
to die are routine for many of us.  Because youth is an essential  part of
armies.  We  are  not  yet  completely  part  of  the  productive  process,  can
therefore be drafted without great losses for the economy, and often do not
even have to be paid. The fact that the youth have no say in political issues
and social decisions makes it deliberately difficult for resistance to arise or
be formulated.



Bitter Truth: Youth in the Crossfire

Currently, 250,000 children and young people around the world are deployed
as soldiers in armed conflicts, both by regular armies and by rebel groups.
They  increasingly  form  an  integral  part  of  the  military  infrastructure,
whether as regular foot soldiers, as spies, as information transmitters, or in
other  emerging  activities.  In  addition,  it  is  often  forgotten  that  sexual
violence is always on the rise in military conflicts and is also used specifically
as a weapon of war. For example, 5 to 20 percent of child soldiers are girls,
who are mainly used as forced prostitutes[2]. In this context, mass rape is the
highest form of violence and unfortunately a recurring weapon, especially in
massacres, wars against minorities, etc. Myanmar (2017), Ethiopia (2021/22),
and the Democratic Republic of Congo (since 2007) are sad examples of our
time, in which several thousands of women have been raped to break the will
of the people and dehumanize them in the most brutal way. 

Thus, in 2022, there are 67 countries in the world where there is compulsory
military service[3]. It can be seen that most countries in the world have some
form of  army,  but  they differ  mainly  in  the way they recruit.  Countries
without conscription often have large recruitment campaigns and various
offers that provide both affordable opportunities for education and the option
to serve in the military for life. In addition, some countries have de jure
conscription, which means that men, and in some countries women, must
enlist in the military between a certain age and are recruited when „needed.“
Currently, however, sufficient volunteers enlist in most countries, so this is
implemented in very few cases.

In  Europe,  only  Denmark,  Sweden,  Finland,  Estonia,  Cyprus,  Greece,
Switzerland and Austria currently have compulsory military service, but in
light of the Ukraine war, several more countries are considering reforming
their military services. Latvia was the first country to introduce conscription
at the beginning of July due to the war. A draft law on the matter is expected
to be passed by parliament next year. The Minister of Defense Pabriks makes
this clear in his statement about the reintroduction: „This should reduce the
risk that Russia will attack Latvia at will „[4]. That other countries will follow
is  certain,  in  most  countries  of  the  EU  (e.g.  the  Netherlands)  the



strengthening of their own armies has been discussed, and studies about the
reintroduction of military service have been commissioned. Germany has not
remained silent in the debate either. Voices have been raised from the ranks
of all  parties calling for the reintroduction of conscription, which in this
context is a vote for the progression of militarization.

War to war: not a cent, not a human to militarism!

We don’t want to be cannon fodder or watch as our livelihood is destroyed.
Because wars do not only kill directly but also fuel the climate crisis. So what
to do? We do not condemn it in itself when the youth take up arms to fight for
their  interests  against  capitalism,  exploitation,  and  imperialism.  When it
comes to  self-defense  in  contested areas,  they  frequently  have  no  other
option.  From Kurdistan  to  Palestine,  young people  fight  side  by  side  in



liberation  struggles  for  their  own  interests,  against  occupation  and
displacement. This is not the same as the wars of the imperialist states for
the profits of an elite. 

If we want to oppose them effectively, we have to learn from history. Here,
the October Revolution as well as the anti-war movements of the First World
War should be mentioned as relevant examples, in which workers took mass
organized  action  against  the  imperialist  system.  Only  if  we  attack  the
problem at its roots can we be successful. In the October Revolution of 1917
a  workers‘  state  was  established,  which,  in  combination  with  the  failed
November Revolution of 1918 led to the end of the First World War. On the
basis of these historical events, it is necessary to analyze the strategies used
and derive from them methodical ways of overcoming imperialist wars and
imperialism as a whole.  Another important example are the Arab Spring
uprisings, which are of great importance for anti-imperialism movements in
semi-colonial countries.

However,  simply  analyzing and transferring the strategies  and tactics  of
previous worker and youth movements is insufficient. We must apply the
lessons we can draw from them to today’s changed situation in international
politics and the changed realities of the situation for the working class. But
there remains the necessity  of  building a workers‘  and youth movement
against imperialist conflicts! But how and where can we succeed in this? To
be successful, such a struggle must necessarily take place on an international
level.  Clearly,  those  of  us  in  imperialist  countries  must  oppose  the  war
interests of our own nation. But since imperialism is also a global system, we
can only be successful if we also organize internationally. This means that a
successful  anti-war  movement  must  be  international  and  combine  the
struggle against the effects of war with the struggle against the capitalist
system. In doing so, it is important that we do not allow ourselves to be
divided by nationalism and still  defend the right to self-determination of
oppressed peoples and semi-colonies. 

For the smashing of all imperialist military and economic alliances!
For  the  defeat  of  imperialism  –  immediate  withdrawal  of  all
imperialist  troops  and  their  henchmen!



Against  all  imperialist  militarization:  Neither  conscription  nor
professional army – for the self-defense of the working class! For
democratically  legitimized  workers  militias  under  the  control  of
workers councils!
Not a cent and not a human to militarism: Against all advertising for
the  military!  Against  any  „rearmament  packages“  and  military
budgets!
Smash the arms industry! Nationalize its war profits and convert the
war industry into a civilian industry.
For  the  establishment  of  a  global  youth  and  workers  movement
against war and capitalism!
For the right of self-determination of oppressed nations.
For the right of self-determination of Ukraine, neither under control
of Russia nor under control of NATO.
Expropriate the war profiteers! All arms corporations under workers
control.
For the workers‘ right to self-defense!Disarm the bourgeois state!
No dying for imperialist wars: Against general mobilizations of the
imperialist countries.
For  the  establishment  of  an  international  workers‘  movement
opposed to war and capitalism!
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Grundlagen  des  Marxismus:
Warum  gibt  es  immer  noch
Krieg?
von Felix Ruga

Mit dem Überfall der russischen Armee auf die Ukraine hat wirklich kaum
jemand  gerechnet.  Alle  dachten,  dass  Putin  niemals  so  „verrückt“  sein
könnte, wirklich eine offene Aggression zu starten. Und trotzdem kam sie
dann  und  seitdem  sind  sich  alle  einig  –  von  der  Bildzeitung  bis  zur
Bundesregierung -, dass das die Einzeltat eines Verrückten sei, der zu Fall
gebracht gehört, dann wird es wieder Frieden in Europa geben. Es ist klar,
dass  Marxist_Innen  widersprechen  müssen,  wenn  große  historische
Zusammenhänge mit dem Charakter großer Männer erklärt werden, denn
wir in den die Ursachen im System. Das wurde in dem Fall  genauer in
unseren anderen Artikeln zum Thema erklärt, aber der jahrelange Konflikt in
der  Ukraine  geht  zweifelsohne  um  die  Frage,  welcher  Machtblock  den
größten Einfluss in der Ukraine haben soll: Russland oder die NATO? Und da
stellt sich nun die Frage:

Warum gibt es überhaupt Einflusssphären?

Dass die Welt in Einflusssphären eingeteilt wird, ist nichts, was erst mit dem
Kapitalismus  entstanden  ist.  Mit  Einflusssphären  meint  man Länder,  die
wirtschaftlich oder politisch von anderen, stärkeren Ländern abhängig oder
sogar  gelenkt  sind.  Das  gab  es  auch  schon  in  vorkapitalistischen
Gesellschaften.  Im  Kapitalismus  hat  dies  die  Form  der  Kolonialisierung
angenommen, bei der die Länder Lateinamerikas, Afrikas und Teilen Asiens
den Kolonialreichen angeschlossen und dann ausgebeutet wurden. Nach dem
2. Weltkrieg ist die Form der Vollkolonien verloren gegangen und stattdessen
überwiegt jetzt die Halbkolonie.
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„Halbkolonie“, weil sie formal-politisch unabhängig ist, aber dennoch durch
die  wirtschaftliche Abhängigkeit  von einem oder  mehreren Ländern eine
Kolonie ist, also auch politisch hörig.

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts veränderte sich etwas Fundamentales im
Kolonialsystem  und  die  Arbeiter_Innenbewegung  entwarf  die
Imperialismustheorien,  um  dies  zu  beschreiben.  Diese  besagt,  dass  der
Kapitalismus seinen eigentlichen Zweck erfüllt hat, die Welt in ein globales
System zu integrieren, denn dieses System ist nun hergestellt. Die gesamte
Welt ist mittlerweile in Großmächte und abhängige Länder aufgeteilt und
diese Abhängigkeit ist immer wichtiger geworden, weil das Kapital in den
imperialistischen Nationen nicht mehr genug Absatz findet und nun auch in
die schwächeren Länder anlegt.

Da  die  imperialistischen  Nationalstaaten  vor  Allem  die  Interessen  ihrer
nationalen kapitalistischen Klasse vertreten, müssen sie stets bestrebt sein,
ein  möglichst  effizientes  imperialistisches  System  aus  Halbkolonien
aufzubauen,  denn  je  effizienter  dieses  ist,  desto  größere  wirtschaftliche
Potentiale  hat  man.  Das  bedeutet  nicht  unbedingt,  dass  es  dabei  immer
ausschließlich  darum  geht,  wirtschaftlich  relevante  Einflusssphären  zu
behaupten.  Bei  manchen  Ländern  geht  es  mehr  um  „geostrategische“
Gründe, also dass sie militärisch gut liegen, eine konkurrierende Macht in
der  Ausbreitung  blockieren  oder  andernfalls  eine  Gefahr  für  das  eigene
imperialistische System darstellen würden.

Und warum kommt es zu Eskalationen?

Oft  bedeutet  „gute“  imperialistische  Politik  die  Ausweitung  der  eigenen
Einflusssphäre. Dies entspricht im imperialistischen Zeitalter, andere Mächte
zu  verdrängen.  Bei  Halbkolonien  nimmt  das  meist  zunächst  die  Form
erhöhter wirtschaftlicher Aktivitäten ein. Mit guten Preisen oder günstigen
Investitionen möchte  man Teile  des  Marktes  in  der  Halbkolonie  an  sich
reißen. Ab einem gewissen Punkt kann man die wachsende wirtschaftliche
Abhängigkeit  dazu  ausnutzen,  an  die  Halbkolonie  auch  politische
Forderungen  zu  stellen.  Wenn  sich  die  Halbkolonie  nun  dagegen  wehrt
können auch ganz schnell  Sanktionen oder Wirtschaftsblockaden erhoben



werden,  oder  reaktionäre  Putschbewegungen  unterstützt.  Oder  eine
Großmacht  geht  mit  dem  Brecheisen  vor  und  marschiert  direkt  ein.

Dieses  Verdrängen  der  alten  Macht  ist  selbstverständlich  eine  heftige
Provokation.  Wenn  diese  unbeantwortet  bleibt  und  damit  die  Eskalation
einseitig nicht mitgetragen wird, dann bedeutet das auf kurz oder lang, dass
die alte Macht ihre Position verliert. Dadurch gibt es einen Zwang, in der
imperialistischen  Weltpolitik  Eskalationen  mitzugehen,  denn  jede
Großmacht, die das nicht tut, ist bald keine Großmacht mehr. Diese Konlikte
werden  nur  im  Extremfall  mit  unmittelbarer  militärischer  Gewalt
ausgetragen.  Politische  Isolation,

wirtschaftliche Sanktionen oder militärische Drohkulissen gehen dem meist
voraus und gehören zum gleichen imperialistischen Werkzeugkasten wie der
Krieg.  Daher  auch  der  bekannte  Ausspruch  „Der  Krieg  ist  eine  bloße
Fortsetzung  der  Politik  mit  anderen  Mitteln“.  Und  solange  es  die
imperialistische Konkurrenz gibt, solange wird es auch immer die Gefahr von
Krieg geben.

Was machen wir dagegen?

Ein  wirkungsvoller  Widerstand  gegen  den  Krieg  darf  nicht  beim bloßen
Pazifismus stehenbleiben.  Einfach nur  gegen Krieg zu sein,  reicht  leider
nicht.  Wir  müssen das System,  das  den Krieg hervorbringt,  überwinden.
Deswegen benötigt eine Friedensbewegung eine klare antiimperialistische
Haltung, die sich in innerimperialistischen Konflikten auf keine der beiden
Seiten stellt, auch wenn die eine Seite aggressiver oder böser wirkt. Wir
müssen  uns  gegen  das  gesamte  imperialistische  System aufstellen!  Und
dafür nehmen wir eine internationalistische Perspektive ein und wollen uns
mit  den  Arbeiter_Innen-  und  Friedensbewegungen  anderer  Länder
verbünden, wobei jede zunächst den eigenen imperialistischen Nationalstaat
zum Hauptfeind nimmt, um nicht gegeneinander ausgespielt zu werden.

Allerdings verteidigen wir immer das Selbstbestimmungsrecht unterdrückter
Völker und von Halbkolonien. Wenn wir gemeinsam ein neues, sozialistisches
Weltsystem erkämpfen, dann können wir den Krieg auch endgültig beenden!



Daher fordern wir:

Für den Aufbau einer internationalen Antikriegsbewegung gegen den
Kapitalismus  als  Kriegsursache  aus  Arbeiter_Innen  und
Unterdrückten

Gegen imperialistische Aufrüstung und Militärbündnisse wie NATO
oder OVKS

Für  das  Selbstbestimmungsrecht  aller  Völker  und  unterdrückten
Halbkolonien

Sonntag  13.  März:  Gegen  die
Aufrüstung!  Nein  zum  Krieg!
Weder Putin noch NATO!
Klassenkämpferischer und antiimperialistischer Block zur Großkundgebung
in Berlin für Frieden und Solidarität für die Menschen in der Ukraine

Sonntag, 13.3. 11.45 Uhr Alexanderplatz
Treffpunkt: vor dem Cubix-Kino
Beim Treffpunkt der Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften

Seit  zwei  Wochen  dauert  der  Angriff  der  russischen  Streitkräfte  auf
ukrainische Städte und Dörfer an. Über 1,5 Millionen Menschen sind bereits
geflohen. Putins reaktionärer Krieg muss sofort gestoppt und die Truppen
zurückgezogen  werden.  Geflüchtete  benötigen  ein  volles  Einreise-,
Aufenthalts-  und  Arbeitsrecht,  ohne  jegliche  rassistische  Segregation.

Der Krieg ist  kein Krieg zwischen Diktatur und Demokratie,  sondern ein
Ringen um kapitalistische Einflusssphären. Die EU und die NATO sind kein
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Ausweg! Die Länder Osteuropas dienen auch für die deutsche Industrie als
Niedriglohnländer  und  Absatzmärkte,  während  der  Internationale
Währungsfond die Ukraine zu Sparmaßnahmen und Privatisierungen zwingt.
Es braucht die internationale Solidarität der Arbeiter:innenbewegung, um
sich  überall  gegen  die  kriegerische  Eskalation,  Ausbeutung  und
Unterdrückung  zu  wehren.

Wir stellen uns deshalb nicht nur gegen Putins Einmarsch, sondern auch
gegen jede Intervention der NATO. Wir lehnen entschieden den neuen Kurs
der deutschen Außenpolitik ab, der eine massive Aufrüstung der Bundeswehr
und stärkere deutsche Beteiligung an internationalen Konflikten und Kriegen
bedeutet.

Wir begrüßen, dass die Gewerkschaften zu Mobilisierungen gegen den Krieg
aufrufen – wir lehnen jedoch scharf ab, dass sie sich hinter die Sanktionen
stellen,  die  letztlich  die  Lebensbedingungen  der  russischen  Bevölkerung
zerstören  und  zugleich  die  Gefahr  der  Eskalation  des  Kriegs  erhöhen.
Sanktionen sind kein friedliches Mittel, sondern nur eine andere Form der
Kriegsführung!

Als Gewerkschafter:innen und Linke sind wir ebenso der Meinung, dass wir
dem deutschen Militarismus nicht einmal den kleinen Finger geben dürfen:
Es  reicht  nicht  aus,  wie  es  der  DGB  tut,  die  Aufrüstung  „kritisch“  zu
beurteilen  –  wir  müssen  sie  auf  das  schärfste  ablehnen!  Nein  zum 100
Milliarden Euro Sonderhaushalt, nein zur Erhöhung der Militärausgaben auf
das NATO 2 Prozent Ziel!

Nichts Gutes kann für die Menschen in der Ukraine und für die Völker der
Welt kommen, wenn der deutsche Imperialismus aufrüstet. Deshalb brauchen
wir eine starke Kampagne gegen Krieg und Aufrüstung, die in den Betrieben,
Schulen  und  Unis  und  auf  der  Straße  eine  klassenkämpferische  und
antiimperialistische Antwort auf die Politik der Regierung und der Bosse
liefert.

Russische Truppen raus aus der Ukraine!
Schluss mit NATO-Kriegsvorbereitungen!



Keine Aufrüstung der Bundeswehr! Milliarden für die Pflege, Bildung
und Klima statt für Kriege!
Keine Waffenlieferungen oder Sanktionen von EU und USA!
Für die Aufnahme ALLER Geflüchteten!
Solidarität mit den Protesten in Russland gegen den Krieg!

Bisherige Unterzeichner:innen
Gruppe ArbeiterInnenmacht
MLPD Berlin
linksjugend [’solid] Nord-Berlin
REVOLUTION – kommunistische Jugendorganisation
Revolutionäre Internationalistische Organisation / Klasse Gegen Klasse
Revolutionär Sozialistische Organisation
Rot Feministische Jugend Berlin
SDS FU Berlin
Young Struggle Berlin

Wenn ihr auch unterschreiben wollt,  dann meldet euch bei Klasse Gegen
Klasse:
https://www.klassegegenklasse.org/sonntag-13-maerz-gegen-die-aufruestung-
nein-zum-krieg-weder-putin-noch-nato/

3 Dinge, die du sofort gegen den
Krieg tun kannst!
Vor gerade einmal einer Woche hat der russische Präsident Wladimir Putin
der Ukraine ihre Souveränität abgesprochen und ihr den Krieg erklärt. Kurze
Zeit später rollten russische Panzer über die Grenzen der Ukraine, auf dem
Weg in die größten ukrainischen Städte. Mehrere Tausend Menschen haben
bereits  in  diesem  Krieg  ihr  Leben  verloren.  Der  Schrecken  über  diese
grausamen  Geschehnisse  ist  groß.  Besonders  bei  den  Menschen  in  der
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Ukraine, von denen sich bereits weit über eine Millionen Menschen auf der
Flucht befinden. Aber auch in Russland haben in den vergangenen Tagen
mehrere tausend Menschen trotz  brutaler  Bullengewalt  gegen den Krieg
protestiert. Und auch hierzulande werden Baerbock, Scholz und Lindner, die
führenden  Köpfe  der  in  Deutschland  regierenden  Ampel-Koalition,  nicht
müde zu betonen, wie tief betroffen sie das alles macht. Komisch nur, dass es
diese  selbsterklärten  Verteidiger_innen der  Menschenrechte,  der  Freiheit
und der Selbstbestimmung nicht gejuckt hat, dass Geflüchtete vor den Toren
Europas im Mittelmeer ertrinken oder  in  den griechischen Lagern unter
unmenschlichen  Bedingungen  eingesperrt  werden.  Komisch  nur,  dass
gleichzeitig der widerwärtige Angriffskrieg der Türkei auf die kurdischen
Autonomiegebiete  in  Nordsyrien  (Rojava)  von  deutschen  Politiker_innen
gebilligt  und  mit  deutschen  Waffen  geführt  wird.  Für  uns  sind  die
Krokodilstränen der Ampel-Koalition nur Heuchelei, denn denen geht es nicht
um Menschenrechte, sondern um die Profite deutscher Monopolkonzerne.
Dabei ist von der anfangs skeptischen Haltung, den Konflikt nicht weiter
eskalieren  lassen  zu  wollen,  nichts  mehr  übriggeblieben.  Bereits  jetzt
schießen  die  Aktienkurse  der  deutschen  Rüstungsindustrie  in  die  Höhe,
während uns gesagt wird, dass wir höhere Heizkosten akzeptieren sollen –
„für den Frieden“ natürlich. Unter dem Deckmantel „Für den Frieden in der
Ukraine“ versucht die Regierung nun Maßnahmen durchzudrücken, für die
es sonst massive Gegenwehr gegeben hätte und die uns die Kosten für ihren
Krieg zahlen lassen sollen. 100 000 000 000€ will Scholz zusätzlich für die
deutsche Armee locker machen, gleichzeitig hat beispielsweise die Berliner
Regierung bereits  angekündigt,  den Verfügungsfonds für Schulen von 28
000€  auf  3000€  zu  kürzen.  Das  ohnehin  viel  zu  späte  Datum  für  den
Kohleausstieg wird wieder in Frage gestellt, um weitere Sanktionen gegen
Russland einleiten zu können.

Aber  zum  Glück  gibt  es  hier  ja  nicht  nur  Annalenas  und  Olafs.  Am
Wochenende gab es in vielen deutschen Städten riesige Demos gegen den
Krieg. In Berlin beteiligten sich sogar mehrere hunderttausend Menschen.
Wir alle verfolgen im Stundentakt auf unseren Handys die Geschehnisse in
der Ukraine und sind in Sorge um die unschuldigen Betroffenen, um ihre
Familien und über den ungewissen Ausgang dieses Konflikts. Viele von uns



haben deshalb das Gefühl etwas unternehmen zu müssen. Der Krieg soll
gestoppt werden, so schnell wie möglich! Viele fühlen sich jedoch machtlos,
die  Ukraine  ist  weit  weg  und  was  sollen  wir  denn  schon  gegen  die
Atommacht Russland ausrichten können. Aus diesem Grund setzen viele ihre
Hoffnungen  auf  die  NATO,  die  ihrer  „Verantwortung  für  Frieden  und
Sicherheit  in  Europa“  gerecht  werden  müsse.  Viele  finden  auch,  dass
Waffenlieferungen an  die  Ukraine  eine  gute  Idee  sind,  damit  diese  sich
besser gegen die russische Invasion verteidigen könne.

Auch wenn der Wunsch, den Krieg schnell zu beenden der richtige ist, sind
Waffenlieferungen an  die  Ukraine  und eine  militärische  Intervention  der
NATO der absolut falsche Weg dafür. Was für ein Trümmerfeld ein NATO-
Einsatz  hinterlässt,  haben  wir  zuletzt  in  Afghanistan  gesehen.  Auch
Wirtschaftssanktionen  sind  kein  vermeintlich  „humaneres  Mittel“  der
Kriegsführung. Während Putin und seine Clique bequem in ihren Luxusvillen
sitzen, treffen Sanktionen immer die normale Bevölkerung, und insbesondere
die Armen. Schon jetzt hat die russische Bevölkerung mit einer massiven
Inflation zu kämpfen. Bei dem Krieg in der Ukraine handelt es sich um eine
militärische Auseinandersetzung zwischen verschiedenen imperialistischen
Mächten, wobei Russland auf der einen und die EU und die USA auf der
anderen Seite stehen. Keiner der beiden Seiten geht um die Interessen der
Bevölkerung  in  der  Ukraine.  Im  Gegenteil  tragen  sie  ihren  Kampf  um
Einflusssphären, Militärbasen, Rohstoffe, Macht und Absatzsphären auf dem
Rücken  der  ukrainischen  Bevölkerung  aus.  Wer  für  Unabhängigkeit  und
Selbstbestimmung in der Ukraine eintritt, darf sich auch nicht auf die Seite
ihres kapitalistischen Präsidenten Selensky, die Seite Deutschlands oder der
NATO stellen. Allesamt sind nur scharf darauf, ihre multinationalen Konzerne
auf  den  ukrainischen  Markt  loszulassen  und  Russland  als  lästigen
Konkurrenten im imperialistischen Game auszuschalten. Sorry, mit EU-Pulli,
NATO-Fahne und Deutschlandschal auf die Anti-Kriegsdemo zu gehen ist also
nicht cool.

Die Arbeiter_innen und Jugendlichen in der Ukraine haben nichts davon, ob
sie nun von russischen oder westlichen Konzernen ausgebeutet werden. Auch
haben  sie  nichts  davon,  wenn  irgendwelche  Ländergrenzen  verschoben



werden. Wer den Krieg in der Ukraine beenden will, muss eine dritte Position
einnehmen, nicht an der Seite der NATO und nicht an der Seite Putins,
sondern an der Seite der Arbeiter_innen und Jugendlichen! Der russische
Einmarsch kann nur gestoppt werden, wenn die ukrainischen Soldaten mit
Selensky und der NATO brechen und ihren Widerstand gemeinsam mit der
ukrainischen Arbeiter_innenklasse durch Selbstverteidigungsorgane und die
Enteignung  der  Industrien  und  Lebensmittelkonzerne  organisieren.  Die
russischen  Arbeiter_innen  müssen  ihnen  die  Hand  reichen  und  ihre
Antikriegsproteste  zu  einer  Bewegung  zum  Sturz  von  Putin  und  seiner
Oligarchen-Clique  ausweiten.  Wenn  die  Soldat_innen  sich  weigern  zu
schießen, die Eisenbahner_innen streiken und keine Truppen transportieren
oder die Industriearbeiter_innen die Waffenproduktion bestreiken, ist so ein
Krieg  auch  ganz  schnell  vorbei.  Die  Gewerkschaften  spielen  für  die
Organisation  dessen  hier  aber  auch  in  Russland  und  der  Ukraine  eine
zentrale Rolle.

Klingt nett aber unrealistisch? Unrealistisch bleibt wirklicher Frieden nur,
wenn niemand anfängt gegen den Krieg aufzustehen. Wenn du jetzt sofort
etwas gegen den Krieg tun möchtest, haben wir hier 3 Vorschläge für dich:

Tritt mit Leuten in Diskussion!1.

Ein erster wichtiger Schritt ist es, mit Leuten in Diskussion zu treten. Wir
alle haben Angst um den ungewissen Ausgang des Konflikts. Sprechen hilft
dagegen, denn heruntergeschluckte Angst wird nur noch größer. Außerdem
kannst du durch Diskussionen mit Mitschüler_innen, Lehrer_innen, Friends
und Verwandten aufzeigen, dass wir uns auf keine Seite der imperialistischen
Mächte schlagen dürfen, sondern für die Unabhängigkeit der Arbeiter_innen
und der Jugend eintreten müssen. Auch Spendenaktionen oder die Aufnahme
von Geflüchteten aus der Ukraine sind wichtige Akte der Solidarität.  Die
Regierung macht es sich jedoch zu leicht, wenn sie diese gesamte Arbeit auf
die Bevölkerung ablädt. Durch die Enteignung eines durch Corona sowieso
leerstehenden Luxushotels kann ganz schnell viel mehr Platz für Geflüchtete
geschaffen  werden  als  wir  Menschen  in  unseren  Privatwohnungen
aufnehmen können. Außerdem fragen wir uns, warum 100 Milliarden Euro
für die Bundeswehr da sind aber nicht für Handtücher.



Gründe ein Anti-Kriegs-Aktionskomitee an deiner Schule!2.

Immer sagen sie uns, die Schule sei ein unpolitischer „neutraler“ Ort. Dabei
ist der Krieg in der Ukraine Thema für uns alle. Ein großer Teil von uns hat
vielleicht sogar Verwandte auf der einen oder anderen Seite der Frontlinie.
Die Lehrer_innen weichen der Diskussion aus, weil sie selbst keine Ahnung
haben oder fragen in rassistischer Manier die Schülerin mit dem russischen
Migrationshintergrund, wie ihre Familie nur so dumm sein konnte, auf diesen
Diktator Putin reinzufallen. Die Schule ist der Ort, wo wir den Großteil der
Zeit  unseres Alltages verbringen müssen.  Das nervt,  aber birgt auch die
Chance, hier viele Leute erreichen und Druck auf die Regierung ausüben zu
können.  Anstatt  uns  nur  auf  Demos  und  in  der  linken  Szene  unter
Gleichgesinnten  zu  bewegen,  müssen  wir  unsere  Ideale  auch  an  die
herantragen, die davon sonst nichts mitbekommen. Für eine Schule gegen
Krieg einzustehen bedeutet zum Beispiel zu verhindern, dass die Bundeswehr
an  die  Schule  kommt,  um uns  zu  erzählen,  wie  toll  man  dort  Medizin
studieren  kann.  Banner  gegen  den  Krieg  aufzuhängen,  oder  im
Geschichtsunterricht einzufordern, dass sich auch mal mit der NATO kritisch
auseinandergesetzt  wird.  Dafür  müssen  wir  uns  organisieren  und  Anti-
Kriegs-Komitees  gründen.  Als  organisierte  Gruppe  können  wir  besser
Aktionen planen und durchführen, uns gegenseitig den Rücken stärken und
auch die Gremien der Schüler_innenvertretung unter Druck setzen, etwas zu
machen. Gibt es erst einmal mehrere Komitees an verschiedenen Schulen,
eröffnet sich auch die Perspektive des Schulstreiks. Denn wenn die Schulen
zu sind,  weil  wir gegen den Krieg auf die Straße gehen, muss man uns
automatisch zuhören!

Hilf uns beim Aufbau einer Antikriegsbewegung!3.

Gemeinsam müssen wir auf den großen bürgerlichen Antikriegsdemos einen
Pol darstellen, in dem sich antikapitalistische Menschen sammeln können
und um die Deutungshoheit in den Protesten kämpfen. Für Unabhängigkeit
statt Waffenlieferungen, Aufrüstung und Krieg! In allen Städten braucht es
große  und  kämpferische  antikapitalistische  Blöcke  statt  EU-Pullis.  Große
linke Jugendorganisationen wie die Linksjungend solid, die Jusos oder die
Jugendgewerkschaften müssen wir überzeugen, sich uns anzuschließen und



sich klar gegen den Krieg zu positionieren. FFF hat bereits größere Demos
gegen den Ukraine-Krieg organisiert. Wir müssen auf sie zugehen und sie
von  unserer  Position  überzeugen  und  den  Einfluss  der  Grünen  und  der
Grünen  Jugend,  die  sich  für  eine  Eskalation  des  Krieges  aussprechen,
zurückdrängen.  Lasst  uns  einstehen  für  eine  kämpferische
Antikriegsbewegung und für eine unabhängige Position der Arbeiter_innen
und der Jugend. Für eine Jugend gegen Krieg!

Stoppt den Krieg in der Ukraine!
Als  Teil  der  internationalen  Strömung  für  eine  fünfte  kommunistische
Internationale unterstützen wir angesichts des Kriegs in der Ukraine das
folgende Statement der “ Liga für die Fünfte Internationale“:

Die Liga für die Fünfte Internationale verurteilt den Angriff russischer Luft-
und Landstreitkräfte auf die Ukraine sowie die Leugnung ihres Rechts auf
Unabhängigkeit als souveräner Staat durch Wladimir Putin.

Seine  Behauptung,  er  verteidige  die  Interessen  der  russischsprachigen
Bevölkerung in der Ukraine und die Sicherheit  Russlands gegenüber der
NATO, ist ein gigantischer Betrug. Nicht weniger betrügerisch sind jedoch
die  Behauptungen der  NATO-Verbündeten,  sie  würden ausschließlich zur
Verteidigung der Demokratie und der nationalen Souveränität handeln. Wie
Putin  verfolgen  auch  sie  ihre  eigenen  imperialistischen  Interessen.  Kurz
gesagt ,  d ie  Invas ion  in  der  Ukra ine  i s t  in  ers ter  L in ie  e in
zwischenimperialistischer  Konflikt.

Putins  brutales  Vorgehen  steht  im  Einklang  mit  dem  Vorgehen  der
russischen Streitkräfte in Syrien zur Stabilisierung des mörderischen Assad-
Regimes sowie der Ermordung von Oppositionellen und der Unterdrückung
von Massenprotesten im eigenen Land und seiner Förderung rechtsextremer
Parteien und autoritärer Regierungen in der EU. Kurz gesagt, es sind die
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Aktionen  einer  imperialistischen  Macht,  die  im  Konflikt  mit  den
imperialistischen  Mächten  USA  und  EU  steht.

Wir verurteilen auch die Rolle der NATO bei der Förderung dieser Krise,
deren  Wurzeln  in  der  Erhaltung  und  Ausweitung  dieses  Bündnisses  des
Kalten Krieges nach dem Zusammenbruch der UdSSR und ihrem Vordringen
bis an die Grenzen der Russischen Föderation unter Verletzung wiederholter
mündlicher  Zusicherungen  an  die  aufeinanderfolgenden  russischen
Präsidenten  liegen.

Darüber  hinaus  griff  sie  in  die  ursprünglich  legitimen  demokratischen
Volksbewegungen  gegen  die  korrupten  Oligarchenregime  in  den
verbleibenden Staaten des „nahen Auslands“ der Russischen Föderation ein.
Ziel war es, die prorussischen durch antirussische Regime zu ersetzen, indem
man sie in die sogenannten farbigen Revolutionen verwandelte. Dies musste
früher  oder  später  zu  einem  Rückschlag  des  russischen  Imperialismus
führen, sobald er sich stark genug fühlte.

Dies  war  die  Strategie  aller  mit  den  USA verbündeten  imperialistischen
Großmächte. Washingtons Politik der Ablehnung der russischen Forderungen
nach einer Garantie, dass die Ukraine nicht der NATO beitritt, zielte jedoch
auch auf die Bestrebungen Frankreichs und Deutschlands ab, eine größere
wirtschaftliche  und  militärische  Autonomie  von  der  transatlantischen
Supermacht zu erlangen. Sie sind nun die großen Verlierer:innen, da ihre
diplomatische Lösung zunichtegemacht wurde und Deutschland gezwungen
ist, die Inbetriebnahme der Nordstream-2-Gaspipeline auszusetzen.

Das Ziel bestand darin, sie innerhalb der NATO, die selbst ein als Schutz
verherrlichtes amerikanisches Spektakel ist, unterzuordnen und zu zwingen,
den von Washington diktierten und durchgesetzten Sanktionen zuzustimmen,
wie ruinös dies auch für ihre eigenen Volkswirtschaften wäre.

Dass der NATO-Imperialismus dies unter der Flagge der Demokratie, der
Menschenrechte und der Selbstbestimmung der Völker tut, war und ist eine
grausame Täuschung. Eine solche stellt auch die Behauptung der Ukraine
dar, sie verteidige lediglich ihr Recht auf Selbstbestimmung, denn seit 2014



kämpft sie dafür, den östlichen Regionen des Landes (und der Krim) das
gleiche Recht zu verweigern, einschließlich des Rechts, ihre eigene Sprache
zu verwenden und frei zu entscheiden, ob sie innerhalb der Grenzen eines
Staates leben wollen oder nicht,  der durch die Akzeptanz einer ethnisch
westukrainischen nationalen Identität definiert ist.

Putins chauvinistisches Abenteuer hat US-Präsident Joe Biden und seinen
NATO-Verbündeten den perfekten Vorwand geliefert, um die Hysterie des
Kalten Krieges zu verstärken und die unverfrorenen sozialimperialistischen
Kräfte innerhalb der weltweiten Arbeiter:innenbewegung zu ermutigen, sei
es  in  den  soz ia ldemokrat ischen  und  Labourparte ien  oder
Gewerkschaftsbewegungen.

Ebenso  sind  alle  Kräfte  aus  der  stalinistischen  Tradition,  die  Putins
Handlungen  entschuldigen  und  seine  Forderungen  nach  einer
„Einflusssphäre“  oder  einer  „Sicherheitszone“  rechtfertigen,  weit  davon
entfernt, eine Politik zu verfolgen, die auf Internationalismus und Opposition
gegen jeglichen Imperialismus beruht. Zu glauben, dass der Feind unseres
Feindes unser Freund sein muss, ist der Gipfel der Torheit. In Wirklichkeit
sind unsere einzigen Verbündeten die Arbeiter:innen in allen Ländern, die
ihre eigenen Herrscher:innen bekämpfen und die Hand der Solidarität über
die Frontlinien des Konflikts hinweg ausstrecken.

Der chinesische Imperialismus steht als globaler wirtschaftlicher und damit
letztlich auch militärischer Rivale der USA wirtschaftlich mehrere Kategorien
über Russland. Obamas, Trumps und Bidens Schwenk nach Asien und ihr
„Putin ist  der neue Hitler“-Narrativ in Europa haben China unweigerlich
näher an Russland herangeführt. Dies ist jedoch nicht auf Xi Jinpings und
Putins Herausforderungen für „unsere Werte“ zurückzuführen, sondern auf
ihre  wirtschaftliche  und  geostrategische  Rivalität  mit  den  USA.  Pekings
brutale  und rassistische Verfolgung der  Uigur:innen in  Xinjiang und der
Demokratieaktivist:innen in Hongkong ist eine Warnung, dass China es nicht
zulassen  wird,  von  den  USA  isoliert  oder  auf  Sparflamme  gehalten  zu
werden.

Aus  all  diesen  Gründen  müssen  die  Arbeiter:innenklasse  und  die



fortschrittliche Bewegung in der ganzen Welt davon abgehalten werden, in
diesem zwischenimperialistischen Konflikt Partei für eine Seite zu ergreifen.
In  den  alten  imperialistischen  Kernländern  ist  die  Behauptung,  die
Demokratie zu verteidigen, lediglich ein zynischer Trick,  um das „Recht“
dieser  Staaten  zu  verteidigen,  die  Welt  auszuplündern.  In  Russland  und
China ist es ein Schritt zur Ablösung der alten Imperialist:innen und zur
Unterwerfung  der  großen  Mehrheit  der  Menschheit  unter  neue
Machthaber:innen, die es neuen Milliardär:innen ermöglichen, auf Kosten
ihrer eigenen Arbeiter:innen und der verarmten Mehrheit der Menschheit zu
gedeihen.

Wesentlich für eine korrekte Haltung in dieser Frage ist Karl Liebknechts
Losung aus dem Ersten Imperialistischen Krieg: Der Hauptfeind steht im
eigenen Land, was für die USA, ihre NATO-Verbündeten sowie für Russland
und China gleichermaßen gilt.

Sofortiger  Abzug  aller  russischen  Truppen  aus  der  Ukraine!
Anerkennung  der  ukrainischen  Unabhängigkeit  und  Staatlichkeit
durch  Moskau!

Keine  Unterstützung  für  westliche  Wirtschaftssanktionen  gegen
Russland!  Für  Arbeiter:innenaktionen,  um  die  Lieferungen  von
Waffen und Munition an alle Kriegstreiber:innen zu stoppen, solange
die Aggression andauert!
Abzug  aller  NATO-Berater:innen  aus  der  Ukraine  und  der
Seestreitkräfte der Westmächte aus dem Schwarzen Meer!
Für  das  Recht  der  Regionen  Donezk,  Luhansk  und  Krim  auf
demokratische  Selbstbestimmung,  einschließlich  der  Optionen der
Autonomie  innerhalb  der  Ukraine,  der  Unabhängigkeit  oder  des
Beitritts zu Russland!
Auflösung von NATO und Organisation des Vertrags über kollektive
Sicherheit!
Stoppt den Marsch über einen neuen Kalten Krieg in Richtung eines
globalen zwischenimperialistischen Krieges!
Für eine neue globale Bewegung gegen imperialistische Kriege und
Aufrüstung  und  für  die  Umleitung  der  enormen technischen  und



wissenschaftlichen Ressourcen, die dafür aufgewendet werden, um
die  brennenden  Probleme  der  Klimakatastrophe,  der  Armut,  des
Hungers und der Krankheiten zu lösen!
Für  einen  internationalen  Zusammenschluss  von  Parteien  der
Arbeiter:innenklasse, die gegen Kapitalismus und Imperialismus und
für den Sozialismus kämpfen – eine Fünfte Internationale, die die
fortschrittliche Arbeit der ersten vier Internationalen fortsetzt.

Afghanistan:  ein  Ende  mit
Schrecken oder Schrecken ohne
Ende?
5 Fragen und 5 Antworten

Afghanistan, Was ist da los?,1.
Wie ist die Situation von Jugendlichen vor Ort?2.
War es ein Fehler die Bundeswehr abzuziehen?3.
Was bedeutet die Herrschaft der Taliban und sollten wir sie gegen4.
den Imperialismus unterstützen?
Was können wir hier vor Ort tun?5.

1.: Afghanistan, was ist da los?

Nach 20 Jahren Besatzung durch die NATO-Militärkoalition ist nach deren
Abzug aus Afghanistan innerhalb von nicht einmal zwei Monaten beinahe das
gesamte Staatsgebiet wieder in die Hände der radikalislamischen Taliban
gefallen.  Die Taliban überfielen unmittelbar nach dem Abzug der NATO-
Besatzungstruppen  zunächst  die  Provinzhauptstädte  und  umzingelten
schließlich die Hauptstadt Kabul, welche nahezu kampflos erobert werden
konnte.  Am  16.08.  kapitulierte  die  von  der  NATO  eingesetzte
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Marionettenregierung Afghanistans unter dem Präsidenten Ghani schließlich
(der Hals über Kopf mit einem Heli voller Bargeld das Land verließ). Dies
bedeutete  faktisch  die  Machtübernahme durch  die  ursprünglich  aus  den
Mudschahedin („Gotteskrieger“, welche btw von den USA, Saudi-Arabien und
Pakistan  erst  hochgerüstet  und  finanziert  wurden)  hervorgegangenen
Taliban.  Der  Abzug  der  letzten  verbliebenen  Soldat_Innen  der  NATO-
Mitgliedsstaaten und der klägliche Versuch der Evakuierung der Ortskräfte,
also  jener  Afghan_Innen,  welche  für  die  Besatzungstruppen  arbeiteten,
stellte den Höhepunkt der Niederlage der USA und seiner Verbündeten im
Afghanistankrieg dar. Allgemein gab es keinen nennenswerten Widerstand
gegen den Vormarsch der Taliban und zur Verteidigung der afghanischen
Regierung. Obwohl die Regierungstruppen während der 20 Jahre Besatzung
gut ausgerüstet und ausgebildet worden sind und offiziell  300 000 Mann
umfassten, während die Taliban gerade mal über schätzungsweise

70 000 Millizionäre verfügten, konnten Letztere bei Ihrem Vormarsch nicht
einmal  annähernd  durch  die  Regierungsarmee  aufgehalten  werden.  Der
Grund hierfür liegt nicht darin, dass die Taliban angeblich über einen hohen
Rückhalt in der Bevölkerung verfügten. Viel mehr sind die Korruption des
Präsidenten  Ghani  und  seiner  Marionettenregierung,  die  zunehmend
ausgebliebene Auszahlung des Solds an die afghanischen Soldat_Innen nach
dem  Abzug  der  NATO-Truppen,  die  Demoralisierung  des  afghanischen
Militärs  durch den Abzug der  Besatzungsarmeen sowie  nicht  zuletzt  die
grundlegend  schlechte  Versorgungslage  für  die  breite  Bevölkerung  als
Gründe für den ausbleibenden Widerstand gegen die Taliban zu nennen.
Nicht  zuletzt  sind  während  der  Besatzung  rund  250  000  AfghanInnen
gestorben – hiervon rund 70 000 Angehörige der Sicherheitskräfte, 100 000
wirkliche oder vermeintliche Taliban und über 70 000 ZivilistInnen. Sieben
der  insgesamt  rund  38  Millionen  Afghan_Innen  wurden  zu  Flüchtlingen,
hiervon rund vier Millionen im eigenen Land. Die anderen drei Millionen
flohen nach Pakistan, Iran oder weiter westwärts.

Es steht  jetzt  schon zweifellos  fest,  dass die nun angebrochene,  erneute
Herrschaft  der  Taliban,  welche  letztlich  das  Ergebnis  von  20  Jahren
erfolgloser  Besatzung  durch  die  westlichen  imperialistischen  Staaten



darste l l t ,  für  den  absoluten  Großtei l  der  Bevölkerung  nur
Verschlechterungen,  aber  keine  Verbesserungen  zu  bieten  hat.  Die
Rücknahme  demokratischer  Rechte  sowie  auch  die  zunehmende
Unterdrückung  von  Frauen  und  LGBTIAQs  zeigte  sich  bereits  in  der
„Empfehlung“ vonseiten der Taliban-Administration an Frauen, aufgrund der
Sicherheitslage  zuhause  zu  bleiben  wie  auch  in  der  brutalen
Niederschlagung  der  spontanen  Frauendemonstrationen  gegen  die
Herrschaft  der  Taliban.  [1]

2.: Wie ist die Situation von Jugendlichen vor Ort?

Auch und insbesondere für die Jugend in Afghanistan sieht die aktuelle Lage
nicht  viel  besser  aus.  Während  sie  ebenfalls  von  der  Einschränkung
demokratischer Rechte betroffen ist und die Hälfte von ihnen, nämlich die
Frauen,  voraussichtlich  zunehmend  aus  den  Bildungseinrichtungen
verdrängt wird, ist die Jugendarbeitslosigkeit mit offiziell 17% nach wie vor
verhältnismäßig hoch [2]. Es ist damit zu rechnen, dass diese in Zukunft
weiter  ansteigen  wird,  da  die  afghanische  Wirtschaft  zum  Großteil  an
Kapital- und Warenströme aus und in die Besatzerstaaten gekoppelt war. Vor
allem aber wird die Unterdrückung der Jugendlichen, die Entmündigung und
Ankettung an die Eltern (oder vielmehr den Vater), sich unter den Taliban
weiter verschärfen. Besuch von Discos, Videospiele oder „westliche“ Musik?
Fehlanzeige. Die Pädagogik, Möglichkeit zur Entfaltung der Persönlichkeit,
das  Kulturangebot  uvm.  werden  unter  der  Herrschaft  der  feudalen
Talibanbande  ihrer  rückwärtsgewandten  Gesellschaftsvorstellung
untergeordnet werden. Die bis dahin zumindest in den Großstädten gängige
Lebensweise, Arbeitsmöglichkeiten auch für Frauen, Menschenrechte, das
Versammlungsrecht  und  die  Meinungsfreiheit  gehören  mit  der
Machtübernahme durch die Taliban in Afghanistan der Vergangenheit an.

3.: War der Abzug der Bundeswehr ein Fehler?

Vor diesem Hintergrund könnte man schnell zu dem Schluss kommen, dass
der  Abzug der  Bundeswehr  und der  NATO-Truppen aus  Afghanistan  ein
Fehler  war.  Dieser  Schein  trügt  jedoch,  da  er  ausblendet,  dass  erst  die
Besatzung Afghanistans durch die Bundeswehr und ihrer Verbündeten ein



verwüstetes  Land  und  zigtausende  zivile  Opfer  hinterlassen  hat.  Die
politischen Verhältnisse in Afghanistan sind nicht zu verstehen, ohne die
nicht enden wollende Kette der Einmischung anderer Staaten zu betrachten.
Angefangen bei der kolonialen Ausbeutung, über die sowjetische Besatzung
und der Finanzierung der Mudschahedin durch die USA, bis hin zur NATO-
Invasion.  Rund  80%  der  Bevölkerung  gelten  heute  als  arbeitslos  oder
unterbeschäftigt,  60%  der  Kinder  leiden  schon  jetzt  an  Hunger  und
Unterernährung [3]. Der von der NATO-Militärkoalition geführte Krieg gegen
Afghanistan  war  von  vornherein  zum Scheitern  verurteilt.  Das  Ziel  war
mitnichten  die  vorgegebene  Demokratisierung  und  der  Export  von
Menschenrechten, sondern hatte vielmehr die Verfolgung geostrategischer
und ökonomischer Interessen zum Ziel. Wie schon im Kolonialismus tarnen
die  Besatzer  ihre  ökonomischen  und  militärischen  Interessen  unter  dem
Deckmantel des Kampfes für „Menschenrechte“ und „zivilisatorische Werte“.
Die Form der Führung dieses ungleichen Krieges und der überstürzte Abzug,
die  bloße  Ausplünderung  des  Landes  und  Verwüstung  dessen,  das
Zurücklassen  der  Ortskräfte  uvm.  zeigen  mehr  als  deutlich  auf,  dass
Interventionen  des  imperialistischen  Westens  keine  Lösung,  sondern  viel
mehr  die  Ursache  des  Problems  sind.  Die  Befreiung  vom  Joch  der
Unterdrückung können nur die unterdrückten Klassen Afghanistans selbst
bewerkstelligen,  in  Kooperation  und  internationaler  Solidarität  mit  den
Unterdrückten  und  Ausgebeuteten  weltweit.  Darüber  reden  wir  in  der
fünften  Frage  noch  genauer.  Schon  jetzt  ist  aber  klar,  dass  wir  auch
weiterhin  fest  gegen  alle  imperialistischen  Auslandseinsätze  und
Waffenexporte  stehen!

Was bedeutet die Herrschaft der Taliban? Sollten wir sie gegen4.
den Imperialismus unterstützen?

Den  Taliban  schwebt  die  Errichtung  eines  theokratischen  Gottesstaates,
eines afghanischen Kalifats vor. Die Herrschaft der Taliban bedeutet in erster
Linie eine Verschlechterung der Lebens-  und Arbeitsbedingungen für die
breiten Massen, die Einschränkung demokratischer Rechte, Rücknahme von
Frauenrechten,  die  Verbannung  von  Frauen  aus  der  Öffentlichkeit  und
Verdrängung in die Reproduktionssphäre, die verschärfte Unterdrückung von
Frauen,  LGBTQIA+-Menschen,  Jugendlichen und nationaler  Minderheiten.



Mädchenschulen  werden  voraussichtlich  dichtgemacht,  Frauen  von  der
Teilhabe  an  Bildung  nach  und  nach  ausgeschlossen  und  ihnen  wird
vermutlich  auch  wieder  verboten  werden,  die  eigene  Wohnung  ohne
männliche Begleitung zu verlassen. Die Verfolgung politischer Gegner, von
Journalist_Innen und Menschenrechtsaktivist_Innen, Folter und Mord werden
künftig  zum  repressiven  Alltag  der  Afghan_Innen  gehören.  Durch  die
Sanktionen und die zu erwartende, weitestgehende Isolation Afghanistans
wird sich die ohnehin schon miserable Versorgungslage für weite Teile der
Bevölkerung aller Voraussicht nach massiv verschlechtern.

Alleine  aus  den  bereits  genannten  Gründen  wird  klar,  warum  eine
Unterstützung  der  Taliban  gegen  den  Imperialismus  im  Sinne  der
antiimperialistischen Einheitsfront für uns ausgeschlossen ist. Hinzu kommt,
dass alle Linken, SozialistInnen, MarxistInnen, AnarchistInnen usw. sich in
Afghanistan  fortan  in  der  Illegalität  organisieren  müssen  und  von  der
verschärften  Unterdrückung  unter  der  Talibanherrschaft  nicht  verschont
bleiben.  Der  Versuch,  eine  kommunistische  Jugendorganisation  und  eine
unabhängige  Arbeiter_Innenpartei  mit  revolutionärem  Programm
aufzubauen, würde also zweifelsohne durch die Taliban mit  allen Mitteln
bekämpft werden, ein solcher Aufbau kann bestenfalls unter dem Vorzeichen
der Illegalität stattfinden.

Weiterhin  stehen  die  Taliban  nicht  für  die  Unabhängigkeit  vom
Imperialismus,  sondern es  zeigt  sich viel  mehr,  dass  diese offen für  die
Kooperation  mit  dem  russischen,  vor  allem  aber  mit  dem  chinesischen
Imperialismus sind. Dies zeigt sich nicht zuletzt auch in den anhaltenden
diplomatischen  Treffen  der  Taliban  mit  Vertreter_Innen  Russlands  und
Chinas und der öffentlich verlautbarten Bereitschaft zur Anerkennung der
Herrschaft der Taliban. Die Taliban werden versuchen, die Isolation durch
den westlichen Imperialismus zu durchbrechen, indem diese sich zumindest
die Gunst des russischen und chinesischen Imperialismus sichern wollen.
Russland und China werden die Einladung, das durch den Abzug der NATO
hinterlassene Machtvakuum in Afghanistan zu füllen, dankend annehmen.
Schließlich  verfolgen  beide  Staaten  ihre  eigenen  geostrategischen  und
ökonomischen Interessen. Nicht zuletzt steht auch Pakistan weiterhin mehr



oder weniger offen an der Seite der Taliban. Es gibt Berichte, wonach die
Eroberung der bis zuletzt Widerstand leistenden Provinz des Pandschir-Tals
durch die Taliban durch Angriffe der Luftwaffe Pakistans unterstützt wurde.
Dass insbesondere der pakistanische Geheimdienst beste Verbindungen zu
den Taliban unterhält und diese seit jeher finanziert und aufgebaut hat, ist
kein Geheimnis. Hieran wird deutlich, dass auch Pakistan bei dem Kampf um
die Neuordnung Afghanistans versucht, seinen Einfluss als Regionalmacht
geltend zu machen. Für uns stellt sich daher gar nicht die Frage, ob wir die
Taliban  im  Kampf  gegen  den  Imperialismus  unterstützen.  In  diesem
Stellvertreterkonflikt zwischen den imperialistischen Blöcken kann die einzig
richtige  Position  nur  die  Parteinahme  für  die  Unabhängigkeit  vom
Imperialismus,  für den Aufbau einer internationalen,  antiimperialistischen
Bewegung und für die Befreiung aller  Unterdrückten und Ausgebeuteten
sein. Der Kampf gegen den Imperialismus kann also nicht mit den Taliban,
sondern nur gegen diese erfolgreich geführt werden.

5. Was können wir hier vor Ort tun?

Für uns als revolutionäre Marxist_Innen ist klar, dass der Kampf gegen die
Herrschaft der Taliban, der Kampf für demokratische Rechte und soziale
Verbesserungen mit dem Kampf gegen den Imperialismus verknüpft werden
muss. Weiterhin darf der Kampf für demokratische Rechte auch nicht vom
Ziel der sozialistischen Revolution getrennt gesehen werden. Vielmehr kann
eine  solche Vorstellung von einer  „demokratischen Etappe“  als  strikt  zu
trennende Vorbedingung für die soziale Revolution nur den Besitzenden in
Afghanistan  und  dem  Imperialismus  in  die  Hände  spielen.  Stattdessen
müssen die Unterdrückten selbst die Macht ergreifen und die Erkämpfung
demokratischer Rechte mit der Errichtung einer sozialistischen Räterepbulik
verbinden – nicht nur in Afghanistan, sondern auch darüber hinaus.

In  Afghanistan  selbst  müssen  Revolutionär_Innen  aktuell  vor  allem  ums
Überleben kämpfen und sich in der Illegalität organisieren. Es bedarf des
Aufbaus von demokratisch kontrollierten Selbstverteidigungskomitees und
einer  im  Untergrund  gedruckten  revolutionären  Presse.  Diese  muss  das
afghanische Proletariat zu politischen Streiks gegen die Taliban-Regierung
und zur Gründung von Betriebs-, Gemeinde- Soldatenräten aufrufen. Dabei



gilt es auch die afghanische Exilbevölkerung, die Teil des Proletariats der
umliegenden  Länder  ist,  zu  organisieren  und  in  diesen  Ländern  mit
Demonstrationen  und  Streiks  für  offene  Grenzen  und  gegen  jegliche
militärische,  wirtschaftliche  und  politische  Unterstützung  der  Taliban-
Regierung  zu  kämpfen.

Auch hier in Europa gilt es jetzt vor allem, politischen Druck aufzubauen und
internationale Solidarität zu organisieren. Die Luftbrücke-Demonstrationen
waren ein  guter  Ansatz,  um die  NATO-Mitgliedsstaaten in  die  Pflicht  zu
nehmen, unbürokratisch afghanische Geflüchtete aufzunehmen. Doch dabei
allein darf es nicht bleiben. Wir Jugendlichen müssen gemeinsam mit der
Arbeiter_Innenklasse eine internationale Bewegung aufbauen, welche nicht
nur  für  legale  Fluchtwege  kämpft,  sondern  auch  für  die  dezentrale
Unterbringung,  die  Versorgung mit  Arbeitsplätzen und Wohnungen,  volle
StaatsbürgerInnenrechte  und  offene  Grenzen  für  alle,  einen  Stopp  von
Waffenexporten und aller Auslandseinsätze fordert. In Deutschland fällt uns
dabei insbesondere die Aufgabe zu, Widerstand zu organisieren gegen die
Beziehungen  zwischen  dem  deutschen  Kapital  und  den  die  Taliban
unterstützenden  Kräften  wie  Pakistan,  das  zu  den  fünf  größten
Handelspartnern  des  deutschen  Imperialismus  gehört.  Ebenso  wäre  es
denkbar, dass eine entstehende unabhängige Widerstandsbewegung von der
deutschen  und  internationalen  Arbeiter_Innenklasse  Waffen  oder  andere
materielle Unterstützung erhält.

Am  Ende  müssen  wir  uns  revolutionär  organisieren,  eine  internationale
kommunistische Jugendorganisation und eine neue revolutionär-marxistische
Internationale aufbauen, um den Imperialismus und Kapitalismus, aber mit
diesen auch jede Form reaktionär-theokratischer Herrschaft hinwegzufegen.


